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Stadt Lügde 
 
550 Gebührensatzung für die kommunalen Fried-

höfe der Stadt Lügde vom 22. November 2016 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 
2015 (GV. NRW. S. 496) in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4, 
5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. 
NW. S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des 
Gesetzes vom 08. September 2015 (GV. NRW. S. 666)  
und Verordnung vom 28. April 2005 (GV. NRW. S. 488) 
sowie § 38 der Friedhofssatzung der Stadt Lügde vom 10. 
Oktober 2016 hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung 
vom 21. November 2016 folgende Gebührensatzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 

Gebührenerhebung 
 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Stadt 
Lügde und deren Einrichtungen sowie für die Inanspruch-
nahme von sonstigen Leistungen der Friedhofsverwaltung 
werden Gebühren / Kosten nach § 4 dieser Satzung erho-
ben. 
 

§ 2 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Gebühren ist verpflichtet: 
 

1. wer die Benutzung des Friedhofes und/oder seiner-
Einrichtungen veranlasst und/oder zu dessen Guns-
ten sie vorgenommen wird, 

2. wer ein  Nutzungsrecht nach der Friedhofssatzung 
der Stadt Lügde erwirbt, 

3. wer eine sonstige Leistung der Friedhofsverwaltung 
in Anspruch nimmt, 

4. wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 
Gesetzes haftet, 

5. wer nach dem Gesetz über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen vom 17. Juni 2003 (GV.NRW. S. 
313 / SGV.NRW. 2127) bestattungspflichtig ist. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuld-

ner. 
 

§ 3 
 

Entstehen und Fälligkeit der Gebühren 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn der Inan-

spruchnahme der städtischen Einrichtungen oder der 
sonstigen Leistungen der Stadt Lügde oder mit dem 
Erwerb von Nutzungsrechten. 

 
(2) Die Gebühren sind mit der Festsetzung fällig. 
 
(3) Wird die städtische Einrichtung nicht oder nur teilweise 

in Anspruch genommen, besteht kein Anspruch auf 
Herabsetzung oder auf Rückzahlung der Gebühren.  

 

 
§ 4 

 
Gebühren / Kosten 

 
Die Gebühren / Kosten werden wie folgt erhoben: 
 
I. Grabnutzungsgebühren 
 
1. Einzelgrabstätten 
 

a) Kinder bis einschl. 12. Lebensjahr       330,00 € 
b) Einzelgrabstätten                              1.310,00 € 
c) Rasengräber                                     1.445,00 € 
d) Muslimisches Grab                           1.340,00 € 

 
2. Anonyme Einzelgrabstätten                   1.445,00 € 
 
3. Zweistelliges Grab                                  1.580,00 € 

für die ersten 30 Jahre 
Ruhezeit/Nutzungszeit 

 
Bei Wahlgrabstätten mit mehreren Grabstellen (Famili-
enwahlgrabstätten) ist ein entsprechendes Vielfaches 
dieser Gebühr zu entrichten. 

 
4. Urnengräber 
 

a) Urneneinzelgrab                               1.065,00 € 
b) Urnenwahlgrabstätte                        1.165,00 € 

bis zu 4 Urnen 
für die ersten 25 Jahre 
Ruhezeit/Nutzungszeit  

c) Urnenröhrengrab                              1.305,00 € 
d) Urnenstelenwand                             1.700,00 € 
e) Urneneinzelgrab für 

anonyme Erdbestattung                  1.140,00  € 
 
II. Gebühren für die Verlängerung der Nutzungsrechte 
 
Eine Verlängerung der Nutzungszeit ist bei zweistelligen 
Gräbern und mehrstelligen Urnengräbern möglich, und  
wenn 
 
• die Grabstätte noch eine freie Grabstelle aufweist, 
 
• die Ruhezeit der Grabstätte noch nicht abgelaufen ist, 
 
• die Folgebestattung (auf der freien Grabstelle) inner-

halb der Ruhezeit erfolgt. 
• oder Auftrag entsprechend der Friedhofssatzung der 

Stadt Lügde vom 10 Oktober 2016. 
 
Die Verlängerung beträgt pro Jahr und Grabstelle 
 
• bei einem ein- oder zweistelligen Grab 52,65 € 
• bei einem Urnengrab 46,60 € 
• bei einem Urnenröhrengrab                             52,20 € 
• bei einem Urnenstelengrab                              56,65 €  
 
III. Nutzungsgebühren 
 
a) Gebühren für die Nutzung der  

Leichenhalle                                                   250,00 € 
 
Mit der Gebühr sind abgegolten: 
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• die Nutzung der Friedhofshalle für die Trauerfeier, 
• die Beheizung der Friedhofshalle 
 
b) Gebühr für die Nutzung des  

Friedhofwagens   51,50 € 
 
IV. Gebühr für das Ausheben und Schließen eines  
      Grabes (Grabarbeiten)  
 
a) Kindergrab                                                     270,00 € 
b) Einzelgrab                                                     850,00 € 
c) 2-stelliges Grab                                             870,00 € 
d) Muslimisches Grab                                        890,00 € 
e) Urnengrab                                                     235,00 € 
f) Mehrstelliges Urnengrab                               255,00 € 
g) Urnenröhrengrab                                           235,00 € 
h) Urnenstelengrabstätte                                   195,00 € 
i) Anonymes Urnengrab                                   255,00 € 
j) Rasengrab                                                     890,00 € 
 
k) Umbettung von Leichen bzw. Urnen 
 
(1) Für die Ausgrabung einer Leiche zwecks Umbettung 
innerhalb des Friedhofes bzw. Ausgrabung einer Leiche 
zwecks Beisetzung auf einem anderen Friedhof                          
 
Erstattung des tatsächlichen  Aufwandes  (insbesondere 
Personal- und Sachaufwand) 
 
Mit dieser Kostenerstattung sind das Öffnen und Schließen 
der belegten Grabstelle und Mithilfe beim Herausheben 
des Sarges (Gestellung eines Friedhofsbaggers mit Fahrer) 
abgegolten. 
 
(2) Für die Ausgrabung einer Urne zwecks Umbettung in-
nerhalb des Friedhofs bzw. Ausgrabung einer Urne zwecks 
Beisetzung auf einem anderen Friedhof 
 
Erstattung des tatsächlichen Aufwandes  (insbesondere 
Personal- und Sachaufwand) 
 
Mit dieser Kostenerstattung  sind das Öffnen und Schlie-
ßen der belegten Urnengrabstelle abgegolten. 
 
(3) Etwa notwendige Särge sind vom Auftraggeber zu stel-
len. 
 
V. Gebühr für die Pflege für Einzelgräber, 
     zweistellige Gräber, Urnengräber und 
     Kindergräber 
 
Grabpflegegebühr je Jahr          
 
a)  für ein Einzelgrab                                              18,70 € 
b)  für ein zweistelliges Grab          24,80 € 
c)  für ein Urnengrab           14,30 €  
 
VI. Beschriftung der Frontplatte der 
     Urnenstelengrabstätten  
 
Durch den Antragsteller ist die Anzahl der Belegplätze je 
Stelengrabstätte (bis zwei oder drei bis vier Urnen) bereits 
bei der ersten Belegung  verbindlich festzulegen.    
 
Die Auswahl der Beschriftung zu a) bis zwei Einträge oder 
b) bis vier Einträge wird durch diese verbindliche Festle-
gung vorgegeben.   
 

 
a) bis zu zwei Urnen je Urnenstelengrabstätte 
 
Die Beschriftung  erfolgt als Inschrift vertieft eingehauen 
und getönt und beinhaltet den Familien- und Vornamen 
sowie die Jahreszahlen (Geburts- und Sterbejahr). 
 
Die entstehenden Kosten (Auftrag an Dritte zum Beschrif-
ten, Transportkosten u. ä..) werden  für die einmalige Be-
schriftung einschl. notwendiger Genehmigungen  erhoben. 
 
b) drei bis vier Urnen je Urnenstelengrabstätte 
 
Die Beschriftung  des zweiten Eintrags erfolgt als Inschrift 
vertieft eingehauen und getönt und beinhaltet den Vorna-
men sowie die Jahreszahlen (Geburts- und Sterbejahr). 
 
Die entstehenden Kosten (Auftrag an Dritte zum Beschrif-
ten, Transportkosten u. ä..) werden  für die einmalige Be-
schriftung einschl. notwendiger Genehmigungen  erhoben. 
 
c) Wird das volle Datum  (Geburts- und Sterbedatum) ge-
wünscht erhöht sich die Kosten um  den durch die Stadt 
Lügde zu entrichtenden Kostenbetrag.  
 
VII. Genehmigung von Grabdenkmalen 
 
Für die Genehmigung von Grabdenkmalen wird eine Ge-
bühr in Höhe von                                        67,30 €  
erhoben. 
 
VIII Sonstige Gebühren / Kosten 
 
Andere als in der Satzung aufgeführte Gebühren und / oder 
Kosten, die sich im Zusammenhang mit Leistungen der 
Friedhofsverwaltung (wie z.B. Wiederherstellung der 
Grabumrandung u.ä.) für den einzelnen Auftraggeber er-
geben, werden nach den entsprechenden Vorschriften und 
/ oder nach Materialverbrauch und / oder  Lohnaufwand 
berechnet. 
 
iX. Erstattung von Gebühren / Kosten 
 
Bei vorzeitiger Rückgabe einer Grabstelle (z.B. zum Zwe-
cke der Einebnung oder Umbettung etc.) werden keine 
Gebühren / Kosten erstattet. 
 
X. Gebührenzuschläge für Sonn-, Feier- und Samstage 
 
An Sonn- und Feiertagen sowie an Samstagen sollten nach 
Möglichkeit keine Beisetzungen stattfinden.  
Für zugelassene Beisetzungen sind folgende Zuschläge 
der Gebühren nach  § 4 Abschnitte III und IV zu zahlen: 
 
An Samstagen und Sonntagen 50 % und an Feier-          
tagen 100 %. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Lügde vom 14. Dezember 2010 außer 
Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Lügde wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den  22. November 2016 
 
 
(Reker) 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
551 Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- 
und Gebührensatzung) der Stadt Lügde vom 
24. November 2015 vom 22. November 2016 

 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.Juli.1994 (GV. NW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV.NRW. S. 496), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 
18.Dez.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 9 des Gesetzes vom 02. Oktober 2014 (GV,NRW. S. 
622)  und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.Oktober.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 08. September 2015 
(GV.NRW. S. 666) hat der Rat der Stadt Lügde in seiner 
Sitzung am   21. November 2016 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Der § 6 Abs. 4 wird ab dem 01.01.2017 wie folgt geändert: 
 
Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) be-
trägt jährlich:  
 

- In Reinigungsklasse S 1: 1,78 € 
- In Reinigungsklasse S 2: 1,48 €  

 
 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) der Stadt Lügde vom 09.12.2008 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. vom 
02.09.1994, S. 666), beim Zustandekommen dieser Sat-
zung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 22, November 2016 
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
552 S a t z u n g über die Erhebung von Kostener-

satz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilli-
gen Feuerwehr der Stadt Lügde vom 22. No-
vember 2016 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat aufgrund der §§ 7 und 41 Ab-
satz 1 Satz 2 Buchstabe f und i der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S 496), des § 52 Absatz 2, 3, 4, 5 Satz 2 und 6 
des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 
den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 886) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 (GV.  NW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08. September 2015 (GV. NRW. S. 
666), in seiner Sitzung am 21.11.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 
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§ 1 

Grundsatz 
 
(1) Die Stadt Lügde unterhält für den Brandschutz und die 

Hilfeleistung eine Freiwillige Feuerwehr nach Maßgabe 
des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz (BHKG). 

 
(2) Darüber hinaus stellt die Freiwillige Feuerwehr bei Ver-

anstaltungen nach Maßgabe des § 27 BHKG Brandsi-
cherheitswachen, soweit die Veranstalterin oder der 
Veranstalter dieser Verpflichtung nicht genügt oder ge-
nügen kann. 

 
(3) Des Weiteren kann die Freiwillige Feuerwehr auf Antrag 

auch freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechts-
anspruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen be-
steht nicht. Über die Durchführung entscheidet die Lei-
tung der Freiwilligen Feuerwehr. 

 
§ 2 

Kostenersatz 
 
(1) Die Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr nach § 1 Ab-

satz 1 sind unentgeltlich, soweit in Absatz 2 nichts an-
deres bestimmt ist. 

 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilli-

gen Feuerwehr und hilfeleistenden Feuerwehren im 
Sinne von § 39 BHKG wird Ersatz der entstandenen 
Kosten verlangt: 

 
1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn 

sie oder er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines 
Industrie- oder Gewerbebetriebs für die bei einem 
Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sonderein-
satzmittel, 

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen 
oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Absatz 1, 30 Ab-
satz 1 Satz 1 oder 31 im Rahmen ihrer Gefähr-
dungshaftung nach sonstigen Vorschriften, 

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, 
wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem Betrieb 
von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
oder eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von 
einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstan-
den ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonsti-
gen Fällen der Gefährdungshaftung, 

5. von der Transportunternehmerin oder dem Trans-
portunternehmer, der Eigentümerin oder dem Ei-
gentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 
oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahr-
stoffen oder anderen Stoffen und Gegenständen, 
von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften 
oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der 
Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, 
für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesund-
heit von Menschen sowie für Tiere und Sachen 
ausgehen können oder Wasser gefährdenden Stof-
fen entstanden ist, 

 
 
 
 

 
6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Scha-
den beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder 
Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 
entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände han-
delt, 

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 
Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer 
in Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz Folge 
einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuch-
lichen Auslösung ist, 

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbei-
terin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine 
für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung 
weitergeleitet hat, 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos o-
der in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen 
die Feuerwehr alarmiert hat. 

 
(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen 

Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter. 
Über die Beauftragung entscheidet die Einsatzleitung.  

 
(4) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleis-

tung die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung 
zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so 
sind die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechts-
träger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstat-
ten, sofern ein Kostenersatz nach Absatz 2 nicht mög-
lich ist. 

 
§ 3 

Entgelte 
 
(1) Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und für 

Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Lügde, die über 
den im BHKG genannten Aufgabenbereich hinausge-
hen, können Entgelte erhoben werden. 

 
(2) Die Leistungen nach Absatz 1 können von der Zahlung 

eines angemessenen Vorschusses oder von der Bereit-
stellung einer angemessenen Sicherheit abhängig ge-
macht werden. 

 
(3) Auf freiwillige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr 

besteht kein Rechtsanspruch. Ob sie gewährt werden 
sollen, entscheidet der Leiter der Freiwilligen Feuer-
wehr im Einvernehmen mit der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister. Bei freiwilligen Leistungen ist die 
Haftung der Stadt Lügde auf Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit beschränkt. 

 
(4) Für Gegenstände der Freiwilligen Feuerwehr, die bei 

freiwilligen Leistungen der Feuerwehr ohne Verschul-
den der Feuerwehr beschädigt oder vernichtet werden, 
hat die oder der Entgeltpflichtige Schadenersatz zu leis-
ten. 

 
§ 4 

Berechnungsgrundlage 
 
(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, Fahr-

zeuge und Geräte werden nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen berechnet. Es können Pauschalbeträge 
festgelegt werden. Zu den Kosten gehören auch die an-
teilige Verzinsung des Anlagekapitals und die anteiligen  
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Abschreibungen sowie Verwaltungskosten einschließ-
lich anteiliger Gemeinkosten.  

 
(2) Soweit der Kostenersatz und die Entgelte nach Stunden 

zu berechnen sind, wird  
 

- bei den Personalkosten der Zeitraum von der Alar-
mierung bis zum Einsatzende und  

 
- bei den Fahrzeugkosten der Zeitraum vom Ausrü-

cken bis zur Rückkehr zum Fahrzeughaus in Ansatz 
gebracht. Maßgeblich ist der Einsatzbericht.  

 
Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. 
Als Mindestsatz werden Kosten für eine Viertelstunde 
berechnet. Darüber hinaus wird jede angefangene Vier-
telstunde als volle Viertelstunde abgerechnet. 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahr-
zeuge und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für 
die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 

 
(3) Für die Einsätze nach § 2 Absatz 2 Nummer 7, 8 und 9 

der Satzung wird jeweils eine Pauschale erhoben. 
 
(4) Die Höhe des Kostenersatzes und der Entgelte be-

stimmt sich nach dem Kostentarif, der Bestandteil die-
ser Satzung ist. 

 
(5) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Absatz 1 

geltend gemacht werden, werden in voller Höhe zum 
jeweiligen Tagespreis berechnet. 

 
(6) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / oder 

Hilfsorganisationen wird Kostenersatz geltend gemacht. 
Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes rich-
tet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten. 

 
(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von 

Entgelten kann abgesehen werden, soweit dies nach 
Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder auf-
grund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

 
§ 5 

Kosten- und Entgeltschuldner 
 
(1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 

sind die dort Genannten verpflichtet. Mehrere Kosten-
ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 3 sind bei Brandsi-

cherheitswachen die Veranstalterin oder der Veranstal-
ter und bei freiwilligen Leistungen die Auftraggeberin 
oder der Auftraggeber verpflichtet. Mehrere Entgelt-
pflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 6 

Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistungen 
 
(1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 und der Entgel-

tanspruch nach § 3 entstehen mit Beendigung der je-
weiligen Leistungen. Sie werden mit der Bekanntgabe 
des Kostenersatz- oder Entgeltbescheides fällig, wenn 
im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

 
 
 
 
 

 
(2) Die Leistungen nach § 3 können von der Vorausentrich-

tung des Entgelts oder von der Hinterlegung einer an-
gemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden. 

 
§ 7 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung und der als Anlage beigefügte Kostentarif 
treten zum 1. Januar 2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Gebüh-
ren bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Lügde vom 06. September 1999 außer Kraft. 
 
Anlage 
 
zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und 
Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Lügde vom 22.11.2016 
 

K o s t e n t a r i f 

 
1. Personalkosten, -entgelte 
 
Einsatzkraft pro Stunde     35,00 Euro 
Einsatzkraft je angefangene Viertelstunde     8,75 Euro 
 
2. Fahrzeugkosten, -entgelte 
 
Gruppe 1 
Kommandowagen (KdoW), Einsatzleitwagen (ELW 1) 
pro Stunde      33,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde      8,25 Euro 
 
Gruppe 2 
Mannschaftstransportfahrzeuge 
pro Stunde      38,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde      9,50 Euro 
 
Gruppe 3 
a) Tanklöschfahrzeug 10/6 und 16/12,  
Löschgruppenfahrzeuge LF 24  
pro Stunde      63,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde    15,75 Euro 
 
b) TSF/W, Löschgruppenfahrzeug 8/6 

pro Stunde    68,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde    17,00 Euro 
 
c) Rüstwagen (RW 1) 
pro Stunde      45,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde    11,25 Euro 
 
d) Gerätewagen  SW 2000 
pro Stunde      47,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde    11,75 Euro 
 
e) Drehleiter (DLK 23/12) 
pro Stunde    150,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde    37,50 Euro 
 
3. Einsätze nach § 2 Absatz 2, Nummer 7, 8 und 9 
     415,00 Euro 
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Kosten-
ersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuer-
wehr der Stadt Lügde wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-
schluss) vorher beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Lügde, den 22. November 2016 
Der Bürgermeister 
 
 
(Reker) 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
553 Satzung über die Festsetzung des Verdienst-

ausfalls der beruflich selbstständigen ehren-
amtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feu-
erwehr  in der Stadt Lügde vom 22. November 
2016 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung am 
21.11.2016 aufgrund der §§  3 Abs. 1, 21 Abs. 1, 3 und 4 
BHKG des Gesetzes über den Brandschutz und den Kata-
strophenschutz (BHKG) und des § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) folgende Sat-
zung beschlossen.  
 
§ 1 Umfang des Verdienstausfalls 
 
(1) Die beruflich selbstständigen ehrenamtlichen Angehöri-
gen  der Freiwilligen Feuerwehr in der Stadt Lügde haben 
Anspruch (§ 21 Abs. 3, 4 BHKG) auf Ersatz ihres Ver-
dienstausfalls, der ihnen durch die Teilnahme an Einsät-
zen, Übungen und Aus- und Fortbildungen und die Teil-
nahme an sonstigen Veranstaltungen auf Anforderung der 
Gemeinde entsteht, soweit der Einsatz während der regel-
mäßigen Arbeitszeit erfolgt. 
 
(2) Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln. 
Entgangener Verdienst aus Nebentätigkeiten und Ver-
dienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit hätte 
erzielt werden können, bleiben außer Betracht.  
 
§ 2 Höhe der Entschädigung 
 
(1) Als Entschädigung wird ein Regelstundensatz in Höhe 
von 30,00 Euro gewährt, es sei denn, dass ersichtlich keine 
finanziellen Nachteile entstanden sind.  
 

 
(2) Anstelle des Regelstundensatzes ist auf Antrag eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zahlen, die im Ein-
zelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Ein-
kommens festgesetzt wird. Grundlage der Berechnung bil-
det der Bruttoverdienst.  
 
(3) Der Höchstbetrag der Verdienstausfallpauschale wird 
auf 50,00 Euro pro Stunde festgesetzt.  
 
§ 3 Antragsverfahren  
 
Der Antrag von Verdienstausfall ist schriftlich zu stellen. 
Die Anträge von Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 
sind bei der Stadt Lügde, Zentrale Dienste, Am Markt 1, 
32676 Lügde, einzureichen. 
 
§ 4  Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung über die über die Festsetzung 
des Verdienstausfalls der beruflich selbstständigen ehren-
amtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr  in der 
Stadt Lügde  wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-
schluss) vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.  
 
Lügde, den 22. November 2016 
Der Bürgermeister 
 
 
(Reker) 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
554 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Durchführung der Brandverhütungsschau 
und sonstige brandschutztechnische Leistun-
gen in der Stadt Lügde vom 22. November 
2016 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat aufgrund der §§ 7, 41 Absatz 
1 Satz 2 und 77 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S 496),  
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der §§ 26 und 52 Absatz 5 des Gesetzes über den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) und 
der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV.  
NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Sep-
tember 2015 (GV. NRW. S. 666), in seiner Sitzung am 
21.11.2016  
folgende Satzung beschlossen: 
 
§  1 Zweck der Brandverhütungsschau 
 
(1) Die Brandverhütungsschau wird durchgeführt, um prä-

ventiv zu prüfen, ob Gebäude, Betriebe und Einrichtun-
gen, die in erhöhtem Maße brand- oder explosionsge-
fährdet sind oder in denen bei Ausbruch eines Brandes 
oder bei einer Explosion eine große Anzahl von Perso-
nen oder bedeutende Sachwerte gefährdet werden 
können, den Erfordernissen des abwehrenden Brand-
schutzes entsprechen.  

 
(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden 

Brandschutzes dient der Feststellung brandschutztech-
nischer Mängel und Gefahrenquellen sowie der Veran-
lassung von Maßnahmen, die der Entstehung eines 
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch 
vorbeugen und bei einem Brand oder Unglücksfall die 
Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von 
Sachwerten sowie wirksame Löscharbeiten ermögli-
chen. 

 
§  2 Gebührenpflichtige Amtshandlungen 
 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 

a) zur Durchführung der Brandverhütungsschau im 
Sinne von § 1 einschließlich deren Vor- und Nach-
bereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die 
für die Brandverhütungsschau zuständige Dienst-
stelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde betei-
ligt ist und dabei zugleich eine Brandverhütungs-
schau vornimmt, 

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-

schau), 
 
c) zur Durchführung einer brandschutztechnischen 

Begehung und deren Vor- und Nachbereitung eines 
Objektes, das nicht der Brandverhütungsschau-
pflicht unterliegt bzw. nicht in der Anlage 2 enthalten 
ist, aber von der Betreiberin / Eigentümerin oder 
vom Betreiber / Eigentümer des Objektes mündlich 
oder schriftlich beantragt worden ist, 

 
d) auf dem Gebiete des vorbeugenden und abwehren-

den Brandschutzes außerhalb des Baugenehmi-
gungsverfahrens, die mündlich oder schriftlich bean-
tragt worden und mit der Anfertigung einer gut-
achterlichen Stellungnahme zu einem definierten 
Objekt verbunden sind. 

 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbe-

sondere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von 
Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie 
in eigener Zuständigkeit an der Durchführung der 
Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder nach 
Durchführung der Brandverhütungsschau tätig gewor-
den sind 

 
§  3 Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der einzelnen 

Amtshandlung und nach der Zahl der notwendig einge-
setzten Kräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die 
Kosten für in Anspruch genommene Fremdleistungen. 

 
(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen 

nach den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen 
und Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 
aufgeführten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile 
der Satzung. 

 
§  4 Auslagenersatz / Sachkosten 
 
Besondere bare Auslagen oder Sachkosten, die im Zu-
sammenhang mit der Amtshandlung entstehen, sind zu er-
setzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebühr für die 
Amtshandlung besteht. 
 
§  5 Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 
 
(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet 

sich bei Objekten, die Gegenstand von Sonderbau-
Verordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, 
nach den entsprechenden baurechtlichen Vorschriften. 
Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau beginnend 
mit der Nutzung oder Inbetriebnahme je nach Gefähr-
dungsgrad der in der Anlage 2 aufgeführten Objekte in  
 
Zeitabständen von längstens sechs Jahren durchzufüh-
ren. 

 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brand-

verhütungsschau, werden diese von der Stadt Lügde 
unter Berücksichtigung des Gefährdungsgrades von 
Objekten nach pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 

 
§  6 Gebührenschuldnerin oder Gebührenschuld-

ner 
 
(1) Gebührenschuldnerin oder Gebührenschuldner ist die 

Eigentümerin, Besitzerin oder der Eigentümer, Besitzer 
oder sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandver-
hütungsschau unterworfenen Objekts, sowie diejenige 
oder derjenige, die oder der eine Leistung gemäß § 2 
Absatz 1 Buchstabe c oder d beantragt. Mehrere Per-
sonen im Sinne des Satzes 1 haften als Gesamtschuld-
ner. 

 
(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 

des § 5 Absatz 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen.   

 
§  7 Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung, 

Erlass der Gebühr 
 
(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluß der Amtshandlung. 

Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie ist mit 
Zugang des Bescheides fällig und innerhalb von einem 
Monat zu entrichten. 
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(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise 

gestundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des 
angegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Här-
te für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch 
durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die 
Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei einer 
Gebühr von über 500 Euro gegen Sicherheitsleistung 
zu gewähren. 

 
(3) Von der Erhebung der Gebühr kann abgesehen wer-

den, soweit dies nach Lage des Einzelfalles eine unbil-
lige Härte wäre oder augrund gemeindlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. 

 
§  8 Rechtsbehelfe 
 
(1) Gegen die Heranziehung zur Zahlung der Gebühr ste-

hen der Gebührenschuldnerin oder dem Gebühren-
schuldner die Rechtsbehelfe der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes  vom 21. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2490)  in Verbindung mit dem Gesetz über 
die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen (JustG NRW) 
vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), zuletzt geän-
dert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2015 (GV. NRW. S. 812), zu. 

 
(2) Durch Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Ver-

pflichtung zur Entrichtung der Gebühr nicht aufgeho-
ben. 

 
§  9 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Durchführung der Brandschau in der Stadt Lügde vom  
06. September 1999 außer Kraft. 
 

Anlage 1 
 

Gebührensätze 
 
Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau und sonstige brandschutztechni-
sche Leistungen in der Stadt Lügde vom xx.xx.2016 gelten 
folgende Sätze: 
 
1. Durchführung einer Brandverhütungsschau oder 

einer Nachschau am Objekt nach Dauer der Amts-
handlung. 

 
je angefangene halbe Stunde pauschal  32,50 Euro. 

 
2. Vorbereitung und / oder Nachbereitung der Brand-

verhütungsschau entsprechend dem Arbeitsauf-
wand 

 
je angefangene halbe Stunde pauschal  32,50 Euro. 

 
3. Leistungen gemäß § 2 Absatz 1 Buchstabe c 
  

Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Regelungen zu Ziffer 1 und 2. 

 
 
 

 
4. Leistungen gemäß § 2 Absatz 1 Buchstabe d 
 

Schriftlich erteilte gutachterliche Stellungnahme 
Je angefangene halbe Stunde pauschal  32,50 Euro. 

 
5. Sonstige Leistungen, die unter den Nummern 1 bis 

4 nicht erfasst sind (zum Beispiel Feuerwehrein-
satzpläne, Brandschutzordnungen, Übernahme von 
Brandmeldeanlagen usw.) 

 
je angefangene halbe Stunde pauschal  32,50 Euro. 

 
6. Materialkosten werden nach Aufwand berechnet. 
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Durchführung der Brandverhütungsschau und sons-
tige brandschutztechnische Leistungen in der Stadt Lügde 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Lügde, den 22. November 2016 
 
Der Bürgermeister 
 
 
(Reker) 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
555 Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 

in der Stadt Lügde vom 22. November 2016 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 (1) f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 
2015  (GV. NRW., S.496), der §§ 8 und 9 des Abfallgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 
21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250), zuletzt geändert durch 
Artikel 27 des Gesetzes vom 08.Juli 2016 (GV. NRW. S. 
559), des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012,  (BGBl. I 2012, 
S. 212 ff.), und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712) zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 08. Sep-
tember 2015 (GV. NRW. S.666) hat der Rat der Stadt Lüg-
de in seiner Sitzung am  21. November 2016  folgende Ge-
bührensatzung beschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Zur Deckung der Kosten der Abfallentsorgung werden 

nach § 6 KAG in Verbindung mit § 22 der Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Stadt Lügde vom 06. No-
vember 2012  von den Anschlussnehmern öffentlich-
rechtliche Gebühren erhoben. In die Gebühren wird 
auch die Abfallgebühr einbezogen, die die Stadt Lügde 
an den Kreis Lippe bzw. den Abfallwirtschaftsverband 
Lippe zu entrichten hat. 

 
(2) Die Abfallgebühr ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück. 
 

§ 2 
 

Gebührenberechnung 
 
(1) Die Abfallentsorgungsgebühr besteht aus den Teilen: 
 

a) Grundpreis je Haushalt und/oder Betrieb  
 
und 
 
b) Behältergebühren. 

 
Die Behältergebühren werden nach der Art, Anzahl und 
Größe der Abfallbehälter sowie nach der Häufigkeit der 
Entleerungen bemessen. 
 
(2) Ein Haushalt im Sinne dieser Satzung bilden alle Per-

sonen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer 
allein wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Per-
sonen mit mehreren Wohnungen führen in jeder Woh-
nung einen eigenen Haushalt. Im Zweifelsfall ist dies 
durch den Gebührenpflichtigen nachzuweisen. 

 
(3) Zu den Betrieben im Sinne dieser Satzung zählen ins-

besondere: 
 

• Gewerbe und Industriebetriebe 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-

fentlichen Rechts 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des priva-

ten Rechts 
• Kirchen- und Religionsgemeinschaften 
• Hotels, Pensionen, Restaurants, Gaststätten, Cafés, 

Imbissstuben, Altenheime 
• Einzelhandelsgeschäfte, Großhandelsbetriebe 
• Handwerksbetriebe 
• Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen. 

 
(4) Die Gebühren betragen jährlich: 
 

a) Grundpreis je Haushalt  40,20 € 
b) Grundpreis je Betrieb  40,20 €  

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 941 
 

 

 
und 
 

c) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete 
 
   60 l grau  4-wöchentlich   45,96 € 
   80 l grau        4-wöchentlich   61,32 € 
 120 l grau       4-wöchentlich   92,04 € 
 240 l grau       4-wöchentlich   183,96€ 
   80 l grau            4-wöchentlich 
                          (Windeltonne auf bes.  Anforderung zu  
                          besonderen Terminen)   61,32 € 
 
   60 l grün        14-tägige Abfuhr     31,20 € 
   80 l grün        14-tägige Abfuhr       41,64 € 
 120 l grün        14-tägige Abfuhr         62,52 € 
 

d) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete 
(sogenannte Halbjahresbiotonne),  

 
   80 l grün        14-tägige Abfuhr                  24,00 € 
 120 l grün        14-tägige Abfuhr                36,00 € 
 
Die Halbjahresbiotonne wird auf Antrag seitens der Stadt 
Lügde zusätzlich speziell für die jährliche Vegetationsperi-
ode herausgegeben. Das Gefäß verbleibt allerdings ganz-
jährig beim Gebührenpflichtigen. 
 

e) für einen Abfallsack mit 70 l  
Nutzinhalt                                       4,10 €/Stück 

 
(5) Für Grundstücke, die mittels Großbehälter (1.100 l) ent-

sorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 
64,90 € pro Abfuhr zu zahlen.  

 
(6) Für die Auslieferung von  Abfallbehältern auf dem an-

geschlossenen Grundstück, die auf Antrag des Gebüh-
renpflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr von 14,65 € er-
hoben. Diese Regelung gilt nicht bei einer mängelbe-
dingten Umstellung. Außerdem ist sie nicht anzuwen-
den bei der erstmaligen Auslieferung eines Abfallbehäl-
ters. 

 
Die Gebühr wird vom Gebührenpflichtigen per Einzel-
rechnung vor der Umstellung erhoben. 

 
(7) Grün- und Gehölzschnitt bis zu einer Anliefermenge 

von max. 2 m³ wird kostenfrei angenommen. Bei größe-
ren Mengen pflanzlicher Abfälle (über 2 m³) ist die An-
nahme ausgeschlossen. Fallen größere Mengen zur 
Entsorgung an, sind diese per Eigenanlieferung oder 
durch Muldentransporteure zur Entsorgungsanlage 
bzw. den drittbeauftragten Betreibern der Abfallsortier-
anlagen  zu befördern. 

 
Die Anlieferung in Transportbehältern (Säcke, Tüten, 
Kisten bis max. 100 l) per Handwagen oder Karre, mit-
tels PKW oder PKW-Kombi sowie mit PKW-Anhänger 
oder mit Kleintransporter bis 2 m³ ist gebührenfrei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht nach Ablauf des Monats, 

in dem das Grundstück an die Abfallbeseitigung ange-
schlossen wird. Sie endet mit Ablauf des Monats, in 
dem der Anschluss entfällt, auch wenn die Abfallbesei-
tigung während dieses Zeitraums nicht voll in Anspruch 
genommen wird. Wird das Grundstück bis zur ersten 
regelmäßigen Entleerung im Monat angeschlossen, so 
beginnt die Gebührenpflicht mit dem Anmeldemonat. 

 
(2) Vermindert oder erhöht sich die Zahl der Haushalte, 

Betriebe oder der Abfallbehälter pro Grundstück oder 
ändert sich deren Größe während des Haushaltsjahres, 
so vermindert oder erhöht sich die Gebührenpflicht ent-
sprechend den Veränderungen mit Beginn des folgen-
den Monats. Tritt  die Veränderung vor der ersten re-
gelmäßigen Entleerung im Monat ein, so ändert sich die 
Gebührenpflicht vom Ummeldemonat ab. 

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben schriftlich – auf Verlan-

gen auf vorgeschriebenen Vordruck – die Anzahl und 
Größe der benutzten Abfallbehälter, die Zahl der Haus-
halte bzw. der Betriebe und die Anzahl der Bewohner 
anzugeben. Unterbleibt die Angabe, so werden Zahl 
und Größe der Abfallbehälter durch die Stadt Lügde 
festgestellt. 

 
(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten entsprechend für 

Neuanschlüsse und Veränderungen der Behälterzahl 
und Behältergröße während des laufenden Haushalts-
jahres. 

 
§ 4 

 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Abfall-

beseitigung angeschlossenen Grundstücks. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist zu-
sätzlich der Erbbauberechtigte gebührenpflichtig. Fer-
ner haftet neben dem Eigentümer auch die  zur Nut-
zung oder zum Gebrauch des Grundstücks dinglich Be-
rechtigten und die Wohnungsberechtigten (§ 1093 
BGB, § 31 WEG) nach dem Verhältnis ihrer Anteile, es 
sei denn, dass sie ihrer Zahlungspflicht gegenüber dem 
Eigentümer vor ihrer Inanspruchnahme durch die Stadt 
Lügde bereits nachgekommen sind. Mehrere Gebüh-
renpflichtige sind Gesamtschuldner.  

 
(2) Bei Eigentumswohnungen ist die Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer, vertreten durch den von ihr zu 
bestellenden Verwalter (§ 26 WEG) gebührenpflichtig. 

 
(3) Bei einem Eigentumswechsel geht die Gebührenpflicht 

mit dem Beginn des auf den Eigentumswechsel folgen-
den Monats auf den neuen Eigentümer über. Entspre-
chendes gilt beim Wechsel des Erbbauberechtigten. 

 
(4) Rechtsänderungen (Eigentum, Erbbaurecht) sind vom 

bisherigen Gebührenpflichtigen unverzüglich zu mel-
den. Der bisherige Gebührenpflichtige haftet gesamt-
schuldnerisch für die Gebühren, die bis zu dem Zeit-
punkt entstanden sind, in dem die Stadt Kenntnis von 
der Rechtsänderung erhält. 
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(5) Werden Abfallsäcke mit 70 l Nutzinhalt verwendet, so 

ist der Erwerber gebührenpflichtig. 
 

§ 5 
 

Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Heranziehung zu den Gebühren für die Abfallbesei-

tigung erfolgt bei der Verwendung von Abfallbehältern 
der in § 2 Abs. 4 genannten Größen durch Bescheid 
des Bürgermeisters jeweils für ein Haushaltsjahr. Die 
Jahresgebühr ist mit je einem Viertel zum 15. Februar, 
15. Mai,    15. August und 15. November zu entrichten. 
Sie kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert 
werden. Geht der Bescheid dem Gebührenpflichtigen  
erst nach einem der genannten Fälligkeitstage zu, so ist 
die Gebührenschuld für den oder die vorangegangenen 
Fälligkeitstage innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Bescheides zu entrichten. 

 
(2) Die Gebühr für die Abfallsäcke wird beim Erwerb fällig. 
 

§ 6 
 

Unterbrechung der Abfallbeseitigung 
 
(1) Wir die Abfallbeseitigung durch Bauarbeiten, Streiks, 

Betriebsstörungen, betriebsnotwendige Arbeiten, be-
hördliche Verfügungen oder Verlegung des Zeitpunktes 
der Abfallabfuhr eingeschränkt, unterbrochen oder ver-
spätet durchgeführt, so haben die Gebührenpflichtigen 
keinen Anspruch auf Ermäßigung oder Erlass der Ge-
bühren. 

 
(2) Wird die Abfallbeseitigung länger als einen Monat un-

terbrochen, so vermindert sich die Gebührenpflicht ent-
sprechend. Der Zeitraum der Unterbrechung wird auf 
volle Monate nach oben aufgerundet.  

 
§ 7 

 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Fahrlässige oder vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorschriften der §§ 3 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 sowie § 
4 Abs. 4 Satz 1 können nach § 20 Abs. 2 KAG NW mit ei-
ner Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 
 

§ 8 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in 
der Stadt Lügde vom 24. November 2015 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in der 
Stadt Lügde vom 22, November 2016  wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung  nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 22. November 2016 
 
 
Reker 
Bürgermeister- 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
556 Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Lügde 

vom 23.11.2016 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666/SGV NRW 2023), der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/ SGV NRW 
610 und des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das 
Land NRW vom 23. August 1999 (GV NRW S. 524) in den 
jeweils geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Lügde 
in seiner Sitzung vom 21. November 2016 folgende Ver-
waltungsgebührensatzung beschlossen: 
 
§ 1 Gebührenpflichtige Leistungen 
 
Für die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die 
Stadt Verwaltungsgebühren. Die Erhebung von Gebühren 
aufgrund anderer Rechtsvorschriften für besondere Leis-
tungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, 
bleibt unberührt. 
 
§ 2 Höhe der Gebühr 
 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Anlage. Bei 

mehreren gebührenpflichtigen Leistungen entstehen 
Gebühren einzeln nach den jeweiligen Tarifnummern 
der Anlage. 

 
(2) Für Leistungen, für welche die Anlage einen Gebühren-

rahmen oder eine Bemessung nach Stundensätzen 
vorsieht, sind bei der Festsetzung der Gebühr die Vor-
bereitungszeit und die wirtschaftliche oder sonstige Be-
deutung der Leistung zu berücksichtigen. 
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§ 3 Gebührenfreiheit 
 
Gebührenfrei sind: 
 
a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften 

sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit besteht, 
 
b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe, 
 
c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Interesse 

liegen (Beispiele: Wirtschaftsförderung, Wissenschaft 
etc.). 

 
§ 4 Auslagenersatz 
 
Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 KAG NW kann die Stadt 
auch dann gesondert in Rechnung stellen, wenn die Leis-
tung selbst gebührenfrei ist. 
 
§ 5 Billigkeitsmaßnahmen 
 
Gebühren und Auslagen können auf Antrag  ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn dies aus Gründen der Bil-
ligkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, ge-
boten ist. Im Übrigen richten sich die Stundung und der Er-
lass von Verwaltungsgebühren nach den Vorschriften des 
KAG NRW vom 21. Oktober 1969. 
 
§ 6 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder 

durch zurechenbares Verhalten eines Dritten veranlasst 
hat oder wer durch sie begünstigt wird. 

 
(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist 

jeder gebührenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft. 
 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-

ner. 
 
§ 7 Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig.  
 
(2) Vor Fälligkeit  kann von dem Gebührenschuldner eine 

Sicherheitsleistung bis zur Höhe der für die Leistung 
entstehenden Gebühr verlangt werden.  

 
(3) Der Gebührenschuldner hat Anspruch auf eine Quit-

tung. 
 
§ 8 Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von 
Anträgen sowie für Widerspruchsbescheide 
 
(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung 

abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, 
so wird eine Gebühr gem. § 5 Abs. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land NW vom 21.10.1969 
erhoben. 

 
(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr 

erhoben, wenn der Verwaltungsakt, gegen den Wider-
spruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn 
und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die 
Höhe der Gebühr richtet sich nach § 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgaben-gesetzes für das Land NW vom 
21.10.1969. 

 

 
§ 9 Beitreibung 
 
Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstreck-
ungsgesetzes des Landes NRW vom 19.02.2003 (GV NW. 
Seite 156, ber. S. 570; 2005 S. 818) im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben werden. 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung mit dem Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft; gleichzeitig tritt die Verwaltungsgebührensatzung der 
Stadt Lügde vom 14. April 2015 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Lügde vom 
23.11.2016 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden,  
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde - Stadt der Osterräder - vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 23.11.2016 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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557 Gebührensatzung vom 23.11.2016 zur Entwäs-

serungssatzung der Stadt Lügde vom 27. Feb-
ruar 2015 in der zurzeit gültigen Fassung 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), zu-letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils gel-
tenden Fassung, der § 1, 2, 4, 6 bis 7 und 12 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils gel-
tenden Fassung, des § 54 des Landeswassergesetzes 
NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 
(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils 
geltenden Fassung sowie des Nordrhein-Westfälischen 
Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgaben-gesetz vom 
08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in 
der jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Lüg-
de in seiner Sitzung am 21.11.2016 die folgende Satzung 
beschlossen: 
 
1. Abschnitt: Finanzierung der Abwasserbeseitigung 
 
§ 1  Finanzierung der gemeindlichen Abwasseran-
lage 
 

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranla-
ge erhebt die Stadt Lügde Abwassergebühren nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. 

 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssat-

zung der Stadt Lügde vom 27.02.2015 in der zur 
Zeit gültigen Fassung stellt die Stadt Lügde zum 
Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet 
und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung 
der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung an-
fallenden Klärschlämme, die erforderlichen Anlagen 
als öffentliche Einrichtung zur Verfügung (gemeind-
liche Abwasseranlagen). Hierzu gehören der ge-
samte Bestand an personellen und sachlichen Mit-
teln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbesei-
tigung erforderlich sind (z.B. das Kanalnetz, Kläran-
lagen, Regenwasser-Versickerungsanlagen, das für 
die Abwasserbeseitigung eingesetzte Personal).  

 
(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine 

rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei 
der Bemessung der Abwassergebühren zugrunde 
gelegt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Abschnitt: Gebührenrechtliche Regelungen 
 
§ 2  Abwassergebühren 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Ab-
wasseranlage erhebt die Stadt Lügde nach §§ 4 
Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwas-
sergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung 
der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der 
Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2   Abs. 1 Satz 

2 AbwAG NRW eingerechnet: 
 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der 
Stadt (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW), 

 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Nie-

derschlagswasser (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 

 
- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbän-

den auf die Stadt umgelegt wird ( § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 

 
(3) Die Schmutzwasser- und die Niederschlagswasser-

gebühr (Regenwassergebühr) sind grundstücksbe-
zogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentli-
che Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG 
NRW).  

 
§ 3  Gebührenmaßstäbe 
 

(1) Die Stadt Lügde erhebt getrennte Abwassergebüh-
ren für die Beseitigung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, 
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln so-
wie das Entwässern von Klärschlamm im Zusam-
menhang mit der Beseitigung des Abwassers). 

 
(2) Die Schmutzwassergebühr (§ 4) setzt       sich zu-

sammen aus 
 

a) der verbrauchsunabhängigen Gebühr (Grund-
gebühr) für die Bereitstellung der Abwasseran-
lage, die sich nach der Nenngröße des jeweili-
gen Trinkwasserzählers berechnet 

 
und 

 
b) der verbrauchsabhängigen Arbeitsgebühr (Ein-

leitungsgebühr), die sich nach dem 
Trinkwassermaßstab bemisst. 

 
(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwasserge-

bühr) bemisst sich auf der Grundlage der Quadrat-
meter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder be-
festigten Fläche auf den angeschlossenen Grund-
stücken, von denen Niederschlagswasser abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage ge-
langen kann (§ 5).  
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§ 4  Schmutzwassergebühren 
 

(1) Die verbrauchsabhängige Arbeitsgebühr (Einlei-
tungsgebühr) für Schmutzwasser wird nach der 
Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutz-
wassers berechnet, das der Abwasseranlage von 
den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. 
Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) 
Schmutzwasser. Darüber hinaus wird die ver-
brauchsunabhängige Gebühr (Grundgebühr) für die 
Bereitstellung der Abwasseranlage berechnet, die 
sich nach der Nenngröße des jeweiligen Trinkwas-
serzählers ermittelt. Veranlagungszeitraum für die 
Schmutzwassergebühr ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentli-

chen Wasserversorgungsanlage bezogene Trink-
wassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten 
Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 
Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Was-
sermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem 
Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurück-
gehaltenen Wassermengen, die nicht in die ge-
meindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 
Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen 

werden durch den Wasserzähler des örtlichen Was-
serversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt 
die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermen-
ge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler 
nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Was-
sermenge von der Stadt Lügde unter Zugrundele-
gung des Verbrauchs der letzten 3 Vorjahre ge-
schätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Was-
serversorger sowie die Datenspeicherung und Da-
tennutzung der Wasserzähler-Daten des Wasser-
versorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die 
zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu er-
sparen. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung 
der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt Lügde (§ 
46 Abs. 1 LWG NRW), der Abwasserüberlassungs-
pflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 
LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Ab-
rechnung der Schmutzwassergebühr und zum 
Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 
Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grund-
stückseigentümer als Gebührenschuldner den damit 
verbundenen Eingriff in das Recht auf informationel-
le Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu 
dulden. 

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversor-

gungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige 
den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten 
eingebauten und messrichtig funktionierenden 
Wasserzähler nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung 
zu führen. Der Nachweis über den messrichtig funk-
tionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau 
eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist 
die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zuge-
führten Wassermengen zu schätzen (z. B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis 
festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grund-
lage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der  

 
Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der sta-
tistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schät-
zung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht 
messrichtig funktioniert. 

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge wer-

den die auf dem Grundstück anderweitig verbrauch-
ten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. 
Wasserschwundmengen) abgezogen, die nach-
weisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt wer-
den. Der Nachweis der Wasserschwundmengen ob-
liegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflich-
tige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis 
durch eine auf seine Kosten eingebaute, messrich-
tig funktionierende und geeignete Messeinrichtung 
in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (Mes-
sEG, Mess-EichV) zu führen:  
 
• Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind 
technische Geräte, die in regelmäßigen Abstän-
den kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung 
ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen 
und der Stadt nachzuweisen, um die ordnungs-
gemäße Funktion der Abwasser-
Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichti-
gung der Abzugsmengen nicht statt.  

 
• Nr. 2: Wasserzähler 
 

Ist die Verwendung einer Abwasser-
Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 
möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht 
zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen 
auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funk-
tionierenden und geeichten Wasserzähler zu 
führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an 
das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und 
EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder 
durch einen neuen Wasserzähler mit einer Kon-
formitätserklärung des Herstellers er-setzt wer-
den. Aus der Konformitätserklärung muss sich 
ergeben, dass der Wasser-zähler messrichtig 
funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige 
Funktion sowie Eichung des Wasserzählers ob-
liegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichti-
gung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 947 
 

 

 
• Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasser-
zählers zur Messung der Wasserschwundmen-
gen technisch nicht möglich oder dem Gebüh-
renpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebüh-
renpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare 
Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen 
muss sich insbesondere ergeben, aus welchen 
nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der 
gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zuge-
leitet werden und wie groß diese Wassermen-
gen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen 
geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige 
Schätzung der auf dem Grundstück zurückge-
haltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind 
die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig 
und/oder nicht nachvollziehbar, werden die gel-
tend gemachten Wasserschwundmengen nicht 
anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch 
ein spezielles Gutachten bezogen auf seine 
Wasserschwundmengen den Nachweis erbrin-
gen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen 
vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom 
zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustim-
men. Die Kosten für das Gutachten trägt der 
Gebührenpflichtige.  

 
Wasserschwundmengen, sind bezogen auf das 
Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag bis 
zum 15.1 des nachfolgenden Jahres durch den 
Gebührenpflichtigen bei der Stadt geltend zu 
machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine 
Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.1 
des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag 
oder Sonntag, endet die Ausschlussfrist am da-
rauf folgenden Montag. 

 
• Nr. 4: Landwirtschaftliche Betriebe 
 

Für landwirtschaftliche Betriebe mit Großviehhal-
tung und mehr als 5 ha Betriebsfläche können 
auf Antrag nur 40 % der nach den Absätzen 1 – 
4 errechneten Wassermenge in Ansatz gebracht 
werden. Beträgt die nach den Absätzen 1 – 4 er-
rechnete Wassermenge dieser landwirtschaftli-
chen Betriebe mehr als 600 m³, so können auf 
Antrag hiervon nur 30 % in Ansatz gebracht 
werden. 

 
(6) Die Arbeitsgebühr (Einleitungsgebühr) für die Besei-

tigung von Schmutzwasser beträgt je m³ Schmutz-
wasser 3,28 €. 

 
(7) Die Grundgebühr für die Beseitigung von Schmutz-

wasser beträgt für einen  
Kanalgrundstücksanschluss je Trinkwasserzähler 
nach der Durchflussmenge: 

 
bis   5 m³ / Stunde =    4,00 EUR / Monat 
bis 12 m³ / Stunde =    9,50 EUR / Monat 
bis  20 m³ / Stunde =  16,00 EUR / Monat 
bis  30 m³ / Stunde =  24,00 EUR / Monat 
bis  50 m³ / Stunde =  40,00 EUR / Monat 
>  80 m³ / Stunde =  64,00 EUR / Monat. 

 
 

 
§ 5  Niederschlagswassergebühr 
 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nie-
derschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der be-
bauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswas-
ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden 
abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranla-
ge gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene 
Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebau-
ten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlags-
wasser in die gemeindliche Abwasseranlage gelan-
gen kann.  

 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestig-

ten Flächen werden im Wege der  Befragung der 
Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke er-
mittelt. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
der Stadt auf Anforderung die Quadrat-meterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestig-
ten sowie in die öffentliche Abwasseranlage ab-
flusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück 
mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er 
verpflichtet, zu einem von der Stadt vorgelegten La-
geplan über die bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flä-
chen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen 
und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Stadt 
zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforderung der 
Stadt hat der Grundstückseigentümer einen Lage-
plan oder andere ge-eignete Unterlagen vorzulegen, 
aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten)  
und/oder befestigten Flächen entnommen werden 
können. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vor-
lage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der 
Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht 
nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine ge-
eigneten Angaben/Unterlagen des Grundstücksei-
gentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche 
von der Stadt geschätzt.  Die Datenerhebung, Da-
tenspeicherung und Datennutzung erfolgt  zur ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht der Stadt (z. B. Planung und ausrei-
chende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), 
zur verursachergerechten Abrechnung der Nieder-
schlagswassergebühr und zum Nachweis der 
rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswasser-
gebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff 
in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
zu dulden.  

 
Die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte 
Grundstücksfläche wird mit einem Faktor multipli-
ziert, der wie folgt festgesetzt wird: 

 
1. Dachflächen 

a) Dachflächen ohne Begrünung Faktor 1,0 
b) begrünte Dachflächen Faktor 0,3 
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2. befestigte Bodenflächen 
a) wasserundurchlässige Befestigungen wie insbe-

sondere Asphalt, Beton, befestigte Flächen mit 
Fugendichtung und Pflaster unter 10 mm Fu-
genbreite Faktor 1,0 

b) wasser(teil)durchlässige Befestigungen wie ins-
besondere Pflaster ab 10 mm Fugenbreite, 
Drainpflaster Faktor 0,6. 

 
(3) Wird auf dem Grundstück Niederschlagswasser ge-

sammelt (z.B. in einer Zisterne oder Brauchwas-
sernutzungsanlage) und hat diese Einrichtung einen 
Entlastungsüberlauf in die öffentliche Entwässe-
rungsanlage, wird die in diese Regenwassernut-
zungsanlage entwässernde bebaute (bzw. überbau-
te) und/oder befestigten Fläche reduziert (Bonus), 
wenn das Aufnahmevolumen der Einrichtung min-
destens 1,0 m³ aufweist. Die Flächenreduzierung 
beträgt acht Quadratmeter Grundstücksfläche je 
Kubikmeter Speicherkapazität.  

 
(4) Wird auf dem Grundstück Niederschlagswasser 

durch eine Versickerungsanlage (z.B. Versicke-
rungsschacht) versickert und hat diese Anlage ei-
nen Entlastungsüberlauf in die öffentliche Entwäs-
serungsanlage, wird die an diese Anlage ange-
schlossene bebaute (bzw. überbaute) und/oder be-
festigten Fläche mit dem Faktor 0,6 berücksichtigt. 
Die Versickerungsanlage muss gemäß den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik gebaut und 
betrieben werden. 

 
(5) Wird die Größe der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 
Grundstückseigentümer dies der Stadt Lügde inner-
halb eines Monates nach Abschluss der Verände-
rung anzuzeigen. Die veränderte Größe der bebau-
ten und/oder befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag 
des Monats berücksichtigt, nach dem die Ände-
rungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der 
Stadt zugegangen ist.  

 
(6) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter (m²) be-

bauter (bzw. überbauter) und/oder befestigter Flä-
che i.S.d. Abs. 1  

 
- 4 jährlich 0,43 €. 

 
§ 6  Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, 
der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstel-
lung des Anschlusses folgt.  

 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Sat-

zung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht 
nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des An-

schlusses an die Abwasseranlage. Endet die Ge-
bührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die 
Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats er-
hoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
 
 
 
 

 
§ 7  Gebührenpflichtige 
 

(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erb-
baurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt 
ist, 

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflä-
chenentwässerung. 

 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner.  

 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue 

Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an 
gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsände-
rung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren-
pflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflich-
tige der Stadt Lügde innerhalb eines Monats nach 
der Rechtsänderung unter Angabe des Zählerstan-
des zum Zeitpunkt der Rechtsänderung schriftlich 
mitzuteilen.  

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-

nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen sowie der Stadt Lügde die erforderlichen Da-
ten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner 
zu dulden, dass Beauftragte der Stadt Lügde das 
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage 
festzustellen oder zu überprüfen.  

 
§ 8  Fälligkeit der Gebühr 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Ge-
bühren können zusammen mit anderen Abgaben 
erhoben werden. 

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen 

der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt einmal 
jährlich, und zwar zum Jahresende für das abgelau-
fene Kalenderjahr. Soweit erforderlich, kann sich die 
Stadt Lügde hierbei der Mitarbeit der Gebühren-
pflichtigen bedienen. 

 
§ 9  Vorauszahlungen  
 

(1) Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG 
NRW Vorausleistungen auf die Jahres-
Schmutzwassergebühr in Höhe von ¼ der 
Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrech-
nung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berech-
nung nicht möglich, bemessen sich die Abschlags-
zahlungen und Teilzahlungen nach dem durch-
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer Haushalte 
oder Betriebe.  

 
Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG 
NRW Vorausleistungen auf die Jahres-
Niederschlagswassergebühr in Höhe von ¼ der be-
bauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten so-
wie abflusswirksamen Flächen, die sich aus der Ab-
rechnung des Vorjahres ergibt. 
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Wahlweise kann unter den o.g. Rahmenbedingun-
gen auch ein Zahlungstermin zum 01.07. jeden Jah-
res für die Leistung der vollen Vorausleistungen 
gewählt werden. 

 
(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebühren-

satz für das jeweilige Kalenderjahr. 
 

(3) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen 
Kalenderjahres. Die Endabrechnung und  endgülti-
ge Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalen-
derjahr durch Bescheid. 

 
(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vo-

rausleistungen bemessen wurden, so wird der über-
steigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden 
Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der feh-
lende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. 
Nach der Beendigung des Benutzungsverhältnisses 
werden zu viel gezahlte Vorausleistungen erstattet. 
Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum 
bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich 
aus der Abrechnung der Vorausleistungen erge-
benden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
§ 10  Verwaltungshelfer 
 
Die Stadt Lügde ist berechtigt, sich bei der Anforderung 
von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des zustän-
digen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr beauf-
tragten Dritten zu bedienen. 
 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 11  Auskunftspflichten 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-
nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. 
Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt 
Lügde das Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus 

sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die 
Stadt Lügde die für die Berechnung maßgebenden 
Merkmale unter Berücksichtigung aller sachlichen 
Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten des Gebührenpflichti-
gen schätzen lassen. 

 
§ 12 Billigkeits- und Härtefallregelung 
 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Ein-
zelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Härten, 
so können die Abwassergebühren gestundet, ermäßigt, 
niedergeschlagen oder erlassen werden.  
 
§ 13  Zwangsmittel 
 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei 
Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet sich nach 
den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW. 
 
 
 

 
§ 14  Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung vom 10.08.2009 in der zurzeit gültigen Fas-
sung außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung vom 23.11.2016 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Lügde, den 23.11.2016  
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
558 Gebührensatzung vom 23.11.2016 zur Satzung 

über den Anschluss an die öffentliche Was-
serversorgungsanlage und die Versorgung der 
Grundstücke mit Trinkwasser (Wasserversor-
gungssatzung) der Stadt Lügde vom 21. De-
zember 1984 in der zurzeit gültigen Fassung  

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils gel-
tenden Fassung, der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, 
S. 712), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils gel-
tenden Fassung, der Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für die Versorgung mit Wasser (AVB Wasser V) 
vom 20. Juni 1980 (BGBI. I S. 750, 1067), in der jeweils 
geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Lügde in seiner 
Sitzung am 21.11.2016 folgende Gebührensatzung be-
schlossen: 
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1. Abschnitt: Finanzierung der Trinkwasserversorgung 
 
§ 1  Finanzierung der gemeindlichen Trinkwasser-
versorgung 
 

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Trinkwasser-
versorgung erhebt die Stadt Lügde Trinkwasserge-
bühren nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim-
mungen. 

 
(2) Entsprechend § 1 der Wasserversorgungssatzung 

der Stadt Lügde vom 21.Dezember 1984 in der zur 
Zeit gültigen Fassung stellt die Stadt Lügde zum 
Zweck der Versorgung mit Trinkwasser in ihrem 
Gebiet, die erforderlichen Anlagen als öffentliche 
Einrichtung zur Verfügung (gemeindliche Wasser-
versorgungsanlagen). Hierzu gehören der gesamte 
Bestand an personellen und sachlichen Mitteln, die 
für eine ordnungsgemäße Trinkwasserversorgung 
erforderlich sind (z.B. das Wasserleitungsnetz, 
Brunnen, Hochbehälter, Pumpstationen, das für die 
Trinkwasserversorgung eingesetzte Personal).  

 
(3) Die gemeindlichen Wasserversorgungsanlagen bil-

den eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die 
auch bei der Bemessung der Trinkwassergebühren 
zugrunde gelegt wird. 

 
2. Abschnitt: Gebührenrechtliche Regelungen 
 
§ 2 Gebührenmaßstab und Gebührensatz  
 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Was-
serversorgungsanlage erhebt die Stadt Lügde nach 
§§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW Trinkwassergebühren 
(Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten 
i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslas-
ten nach § 7 KAG NRW.  
 

(2) Die Trinkwassergebühr setzt sich zusammen aus 
 

a) der verbrauchsunabhängigen Gebühr (Grund-
gebühr) für die Bereitstellung der Trinkwasser-
anlage, die sich nach der Nenngröße des jewei-
ligen Trinkwasserzählers berechnet und  

b) der verbrauchsabhängigen Arbeitsgebühr (Ver-
brauchsgebühr) die sich nach dem Trinkwas-
sermaßstab bemisst. Berechnungseinheit für die 
Arbeitsgebühr (Verbrauchsgebühr) ist der bezo-
gene m³ Trinkwasser. Der Wasserverbrauch 
wird durch den jeweiligen Trinkwasserzähler 
gemessen. 

 
Die verbrauchsabhängige Arbeitsgebühr (Einlei-
tungsgebühr) für Trinkwasser wird nach der 
Menge des bezogenen Trinkwassers berechnet, 
das den angeschlossenen Grundstücken zuge-
führt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikme-
ter (m³) Trinkwasser. Darüber hinaus wird die 
verbrauchsunabhängige Gebühr (Grundgebühr) 
für die Bereitstellung der Trinkwasseranlage be-
rechnet, die sich nach der Nenngröße des jewei-
ligen Trinkwasserzählers ermittelt. Veranla-
gungszeitraum für die Trinkwassergebühr ist das 
Kalenderjahr. 

 
 
 

 
(3) Die Grundgebühr für die Versorgung mit Trinkwas-

ser beträgt für einen Wassergrundstücksanschluss 
je Trinkwasserzähler nach der Durchflussmenge: 
 
- bis   5 m³/Std.      7,00 EUR/Monat 
- bis 12 m³/Std.   17,00 EUR/Monat 
- bis 20 m³/Std.   28,00 EUR/Monat 
- bis 30 m³/Std.   42,00 EUR/Monat 
- bis 50 m³/Std.   70,00 EUR/Monat 
- >   80 m³/Std. 111,00 EUR/Monat 

 
(4) Die Arbeitsgebühr (Verbrauchsgebühr) für die be-

zogene Trinkwassermenge beträgt je m³ Trinkwas-
ser 1,94 €. 
 

(5) Die Trinkwassergebühr ist eine grundstücksbezo-
gene Benutzungsgebühr und ruht als öffentliche 
Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 

 
§ 3 Wassergebühren für Baudurchführungen und 
für sonstige vorübergehende Zwecke 
 

(1) Für Wasser, das bei der Herstellung von Gebäuden 
verwandt wird, wird eine Wassergebühr nach Abs. 2 
erhoben, wenn der Verbrauch nicht durch Wasser-
zähler gemessen wird. 

 
(2) Als Verbrauch werden zugrunde gelegt 
 

a) bei Neubauten und bei Um- und Erweiterungs-
bauten von Gebäuden je angefangener 100 cbm 
umbauten Raumes (einschl. Keller-, Unterge-
schoss- und ausgebauter Dachräume) 2 cbm 
Wasserverbrauch, 

 
b) bei Fertighäusern und Industriehallen je ange-

fangene 100 cbm umbauten Raumes 1 cbm 
Wasserverbrauch; 

 
c) Bauten mit weniger als 100 cbm umbauten 

Raumes bleiben gebührenfrei. 
 
(3) Der Wasserverbrauch für andere vorübergehende 

Zwecke (z.B. Schaustellungen, Wirtschaftszelte) 
wird, sofern er nicht durch Wasserzähler gemessen 
wird, im Einzelfall nach Erfahrungswerten von der 
Stadt geschätzt. 

 
(4) Der Gebührensatz richtet sich nach § 2 Abs. 4 die-

ser Satzung. 
 
(5) Die Kosten für das Aufstellen und Abbauen der Ein-

richtungen zur Wasserentnahme sind der Stadt zu 
ersetzen. Wird der Wasserverbrauch durch Was-
serzähler gemessen, so ist neben der Verbrauchs-
gebühr für jeden angefangenen Kalendermonat eine 
Grundgebühr in Höhe der Beträge nach § 2 Abs. 3 
zu entrichten. 

 
(6) Für die Zurverfügungstellung eines Hydrantenstan-

drohres ist eine Überlassungsgebühr von 0,50 
EUR/Tag zu entrichten. 

 
(7) Vor Empfang eines Hydrantenstandrohres ist ein 

Sicherheitsbetrag von 300,00 EUR zu hinterlegen. 
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§ 4 Wassergebühr bei Fehlern in der Wassermes-

sung 
 
Ergibt die Nachprüfung der Messeinrichtung (§ 22 Abs. 1 
der Wasserversorgungssatzung), dass die Messeinrichtung 
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, ist 
dem Gebührenpflichtigen die Verbrauchsgebühr für die zu-
viel gemessene Wassermenge zu erstatten, für die zu we-
nig gemessene Wassermenge hat er die Verbrauchsge-
bühr nachzuentrichten. Wenn die zu viel oder zu wenig 
gemessene Wassermenge nicht berechnet werden kann, 
so wird die Wassermenge von der Stadt Lügde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs der letzten 3 Vorjahre ge-
schätzt. 
 
§ 5 Entstehung und Beendigung der Gebühren-

pflicht 
 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, 
der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-gen Herstel-
lung des Anschlusses folgt. 

 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Sat-

zung bereits bestehen, beginnt die Gebüh-renpflicht 
nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des An-

schlusses an die Trinkwasseranlage. Endet die Ge-
bührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die 
Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Monats er-
hoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
(4) Die Gebührenpflicht nach § 3 entsteht für die Dauer 

der Entnahme. 
 
§ 6 Gebührenpflichtige 
 

(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erb-
baurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten 
zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt 
ist, 

 
c) der Abnehmer nach § 3 dieser Satzung. 

 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner.  

 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue 

Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats an 
gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsände-
rung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebühren-
pflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflich-
tige der Stadt Lügde innerhalb eines Monats nach 
der Rechtsänderung unter Angabe des Zählerstan-
des zum Zeitpunkt der Rechtsänderung schriftlich 
mitzuteilen.  

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-

nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen sowie der Stadt Lügde die erforderlichen Da-
ten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner 
zu dulden, dass Beauftragte der Stadt Lügde das 
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage 
festzustellen oder zu überprüfen.  

 
§ 7 Fälligkeit der Gebühr 
 

(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Ge-
bühren können zusammen mit anderen Abgaben 
erhoben werden. 

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen 

der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt einmal 
jährlich, und zwar zum Jahresende für das abgelau-
fene Kalenderjahr. Soweit erfor-derlich, kann sich 
die Stadt Lügde hierbei der Mitarbeit der Gebühren-
pflichtigen bedienen. 

 
§ 8  Vorauszahlungen  
 

(1) Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG 
NRW Vorausleistungen auf die Jahres-
Trinkwassergebühr in Höhe von ¼ der Trinkwas-
sermenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjah-
res ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, 
bemessen sich die Abschlagszahlungen und Teil-
zahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch 
vergleichbarer Haushalte oder Betriebe. 

 
Wahlweise kann unter den o.g. Rahmenbedingun-
gen auch ein Zahlungstermin zum 01.07. jeden Jah-
res für die Leistung der vollen Vorausleistungen 
gewählt werden. 

 
(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebühren-

satz für das jeweilige Kalenderjahr. 
 
(3) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen 

Kalenderjahres. Die Endabrechnung und  endgülti-
ge Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalen-
derjahr durch Bescheid. 

 
(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vo-

rausleistungen bemessen wurden, so wird der über-
steigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden 
Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der feh-
lende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben.  

 
Nach der Beendigung des Benutzungsverhältnisses 
werden zu viel gezahlte Vorausleistungen erstattet. 
Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum 
bezeichneten Abrechnungsbeträge sowie die sich 
aus der Abrechnung der Vorausleistungen erge-
benden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
§ 9 Aufwand- und Kostenersatz für Grundstücks-

anschlüsse 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Veränderung (Än-
derung oder Erweiterung) und der Beseitigung der 
Haus- und Grundstücksanschlüsse ist der Stadt auf 
der Grundlage der tatsächlichen entstandenen Kos-
ten zu ersetzen. 

 
(2) Der Ersatzanspruch für die Herstellung entsteht mit 

der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung, 
im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der 
Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntga-
be des Bescheides fällig. 
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(3) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntga-

be des Kostenersatzbescheides Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erb-
baurecht belastet, so ist auch der Erbbauberechtigte 
ersatzpflichtig. Mehrere Ersatzpflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 

 
3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 10  Verwaltungshelfer 
 
Die Stadt Lügde ist berechtigt, sich bei der Anforderung 
von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des zustän-
digen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr beauf-
tragten Dritten zu bedienen. 
 
§ 11 Anzeigepflichten 
 

(1) Der Stadt ist innerhalb eines Monats anzuzeigen: 
 

a) jeder Wechsel in der Person des Anschluss-
nehmers, 

 
b) jede Änderung in der für die Menge des Was-

serbezugs und für die Höhe der Wassergebühr 
maßgebenden Umstands. 

 
(2) Zur Anzeige verpflichtet ist der Anschlussnehmer 

und bei Wechsel in der Person des Anschlussneh-
mers auch der neue Anschlussnehmer. Wird die 
rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet 
der bisherige Anschlussnehmer für die Wasserge-
bühr, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der An-
zeige bei der Stadt entfällt, neben dem Anschluss-
nehmer. 

 
§ 12  Auskunftspflichten 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-
nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. 
Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt 
Lügde das Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus 

sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die 
Stadt Lügde die für die Berechnung maßgebenden 
Merkmale unter Berücksichtigung aller sachlichen 
Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten des Gebührenpflichti-
gen schätzen lassen. 

 
§ 13 Billigkeits- und Härtefallregelung 
 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Ein-
zelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Härten, 
so können die Trinkwassergebühren gestundet, ermäßigt, 
niedergeschlagen oder erlassen werden.  
 
§ 14  Zwangsmittel 
 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei 
Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet sich nach 
den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW. 
 
 

 
§ 15 Umsatzsteuer 
 
Den Abgaben und den sonstigen in der Satzung enthalte-
nen Geldforderungen wird die jeweils gültige Umsatzsteuer 
hinzugerechnet. 
 
§ 16  Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung vom 21.12.1984 in der zurzeit gültigen Fas-
sung außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung vom 23.11.2016 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Lügde, den 23.11.2016  
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
559 Bekanntmachung 
 
Lärmaktionspläne gemäß der Richtlinie 2002/49/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 
2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umge-

bungslärm 
(EU-Umgebungslärmrichtlinie) 

 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß Artikel 8 Absatz 7 
der Richtlinie 
 
Die Umsetzung der vorgenannten EU-
Umgebungslärmrichtlinie erfolgt durch das Umweltministe-
rium in enger Abstimmung mit dem Verkehrsministerium 
NRW. Die Stadt Lügde hat im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
im Oktober 2013 gemäß den Vorgaben einen Bericht  
 
 
über die Lärmaktionsplanung der Stadt Lügde angefertigt 
und der zuständigen Behörde übermittelt.  
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Wesentlicher Inhalt des Berichtes ist die Feststellung, 
dass eine Erstellung eines Lärmaktionsplanes auf-
grund geringer Betroffenheit nicht erforderlich ist.  
 
Die grundlegenden Mindestkenngrößen, die eine 
Kommune zur Erstellung eines Lärmaktionsplanes 
verpflichten, werden im Stadtgebiet von Lügde nicht 
erreicht.  
 
Gemäß Artikel 8 Absatz 7 der Richtlinie ist dafür Sorge zu 
tragen, dass die Öffentlichkeit über die getroffenen Ent-
scheidungen unterrichtet wird.  
 
Der Bericht liegt ab sofort in den Amtsräumen der Stadt 
Lügde, Fachbereich Ordnung und Soziales, zu Jeder-
manns Einsicht aus und kann während der Dienststunden 
eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 
 
Lügde, den 23.11.2016 
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
560 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlage „Auf der Klus“ in der 
Stadt Lügde vom 21.11.2016 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom  14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung und des § 8 Abs. 
3 der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Lügde vom 07. April 1988 (Kreisblatt Lippe 
v. 25.04.98, S. 263 – 265) hat der Rat der Stadt Lügde in 
seiner Sitzung am 21.11.2016 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Endgültige Herstellung und Festlegung der Herstel-
lungsmerkmale 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage „Auf der Klus“ im Bereich der Gemarkung 
Lügde, Flur 9, Flurstücke 656 und 691 bis zu den Grund-
stücken  der Gemarkung Lügde, Flur 9, Flurstücke 517 und 
33/1 in Lügde fest und bestimmt, dass sie mit der Erfüllung 
der im § 8 Abs. 1 der Satzung über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen in der Stadt Lügde vom 07. April 
1988 festgesetzten Herstellungsmerkmalen, bzw. abwei-
chend von diesen mit den in dieser Satzung genannten 
Herstellungsmerkmalen  
 

• Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke be-
steht aus Asphalt 

 
• Parkfläche mit Unterbau und Decke; die Decke  be-

steht aus Betonsteinpflaster 
 
 
 
 

 
• Versetzt angeordneter einseitiger Gehweg mit Ab-

grenzung zur Fahrbahn; Oberfläche aus Beton-
steinpflaster  

 
• Entwässerungseinrichtungen mit Anschluss an die 

Kanalisation  
 
• Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig 

 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat.   
 
Die Erschließungsanlage umfasst die nachstehend aufge-
führten Grundstücke der Gemarkung Lügde: 
 
Flur 9, Flurstück 685 (teilweise), 
Flur 9, Flurstück 700, 
Flur 9, Flurstück 714 und  
Flur 9, Flurstück 733 (teilweise). 
 
Die Straßenfläche befindet sich im Eigentum der Stadt 
Lügde.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung über die endgültige Herstellung 
der Erschließungsanlage „Auf der Klus“ in der Stadt Lügde 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 6 GO NW  nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Lügde, 21.11.2016 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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561 Widmung der Erschließungsanlage „Auf der 

Klus“ in der Stadt Lügde 
 
Die Stadt Lügde hat die Erschließungsanlage „Auf der 
Klus“ in der Stadt Lügde endgültig ausgebaut. Die Abgren-
zung der Erschließungsanlage ist aus dem beigefügten 
Übersichtsplan ersichtlich. Die Straße umfasst die nach-
stehend aufgeführten Grundstücke in der Gemarkung Lüg-
de:  
 
Flur 9, Flurstück 685 (teilweise),  
Flur 9, Flurstück 700, 
Flur 9, Flurstück 714 und  
Flur 9, Flurstück 733 (teilweise). 
 
Die Straße wird hiermit nach den §§ 3 und 6 des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 141, 
216, 355, 2007 S. 327) in der zurzeit geltenden Fassung 
als Gemeindestraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet.  
 
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Lügde (§ 47 Abs. 1 
StrWG NW). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, Kö-
nigswall 8, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen dieser zwei Ab-
schriften beigefügt werden. Die Klage kann auch in elekt-
ronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich-
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. 
Seite 548) eingereicht werden.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollte, so würde das Verschulden 
dem Kläger zugerechnet werden.  
 
Lügde, 21.11.2016 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister  
 
 
Reker 
 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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562 Satzung der Stadt Lügde über die Entsorgung 

des Inhaltes von Grundstücksentwässerungs-
anlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gru-
ben) vom 24. November 2016 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), der §§ 60, 61 des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, 
S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 
(BGBl. I 2016, S. 1972), der §§ 43 ff., 46 des Wasserge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasser-
gesetz –LWG-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), 
der Selbstüberwachungs-verordnung Abwasser (SüwVO 
Abw – GV. NRW. 2013, S. 602 ff. –), zuletzt geändert 
durch Art. 20 des Gesetzes vom 08.07.2016 (GV. NRW. 
2016, S. 559 ff.), des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt geändert 
durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBl. 
I 2016, S. 1666),  und der §§ 2, 4, 6 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. 
NRW. S. 666) in den jeweils geltenden Fassungen hat der 
Rat der Stadt Lügde am 21.11.2016 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Lügde betreibt in ihrem Gebiet die Entsor-

gung des Inhaltes der Grundstücksentwässerungsanla-
gen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtli-
che und wirtschaftliche Einheit. 

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser 

Satzung sind abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen 
für häusliches Schmutzwasser. Betreiber der Grund-
stücksentwässerungsanlage ist der Grundstückseigen-
tümer. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist ge-
mäß § 60 WHG und § 56 LWG NRW nach den jeweils 
in Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, 
zu betreiben und zu unterhalten. 

 
(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage 

(einschl. ggf. Reinigung) sowie Abfuhr und Behandlung 
der Anlageninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung 
kann sich die Stadt Lügde Dritter als Erfüllungsgehilfen 
bedienen.  

 
§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Lügde lie-

genden Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt 
Lügde die Entsorgung einer Grundstücksentwässe-
rungsanlage und die Übernahme des Inhaltes zu ver-
langen (Anschluss- und Benutzungsrecht). 

 
 
 
 

 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen 

von der Entleerung ausgeschlossen, bei denen die 
Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden 
Klärschlammes auf Antrag der Stadt Lügde  von der 
zuständigen Behörde gemäß § 49 Abs. 5 Satz 2 LWG 
NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstücks 
übertragen worden ist. 

 
§ 3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Ab-

wasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhalts-
stoffe, 
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten 

Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahrzeuge in 
ihrer Funktion beeinträchtigt oder 

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschättigte 
Personal gefährdet oder gesundheitlich  
beeinträchtigt oder  

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand 
angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfähigkeit 
oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteu-
ert oder behindert oder 

4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder- 
verwertung beeinträchtigt oder verteuert oder  

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so er-
heblich stören, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht einge-
halten werden können. 

 
(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit 

dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen. 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist 

verpflichtet, die Entsorgung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ausschließlich durch die Stadt Lügde zu-
zulassen und den zu entsorgenden Inhalt der Stadt 
Lügde zu überlassen (Anschluss- und Benutzungs-
zwang). 

 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das 

in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche 
Abwasser.  

 
(3) Die Stadt Lügde kann im Einzelfall den Grundstücksei-

gentümer für das in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen 
des § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW vorliegen oder 
die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs. 5 
Satz 2 LWG NRW gegeben sind. Hierzu muss der 
Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwas-
ser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Düngung 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich  oder gärtne-
risch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasser-
rechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen 
und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen auf-
gebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der 
Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, natur-
schutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbe-
denklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden 
vorlegt. 
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§ 5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grund-
stücksentwässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Zuwe-

gung sind so zu bauen, dass die Grundstücksentwässe-
rungsanlage durch die von der Stadt Lügde oder von 
beauftragten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeu-
ge mit vertretbarem Aufwand die Entleerung durchfüh-
ren können. Die Grundstücksentwässerungsanlage 
muss frei zugänglich sein, der Deckel muss durch eine 
Person zu öffnen sein. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des 

Abs. 1 nach Aufforderung der Stadt Lügde zu beseiti-
gen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 

 
§ 6 

Durchführung der Entsorgung 
 
(1) Der Inhalt von Kleinkläranlagen ist bei einem Abfuhrbe-

darf, mindestens jedoch im zweijährigen Abstand zu 
entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn 
der Schlammspeicher der Kleinkläranlage mindestens 
zu 50 % gefüllt ist. Das Nichtvorliegen eines Abfuhrbe-
darfes ist durch den Grundstückseigentümer gegenüber 
der Stadt Lügde durch Wartungsprotokoll (mit einer in-
tegrierten Schlammspiegel-Messung) mit einer von ihm 
beauftragten Wartungsfirma nachzuweisen. Liegt ein 
Abfuhrbedarf nachweisbar nicht vor, so wird die Abfuhr 
grundsätzlich um ein Jahr verschoben. Nach Ablauf 
dieses Jahres wird durch die Stadt Lügde erneut ge-
prüft, ob ein Abfuhrbedarf besteht. Für diese Prüfung 
hat der Grundstückseigentümer der Stadt Lügde erneut 
ein aktuelles Wartungsprotokoll (mit integrierter 
Schlammspiegel-Messung) vorzulegen. Darüber hinaus 
hat der Grundstückseigentümer die Entleerung des In-
haltes der Kleinkläranlage rechtzeitig mündlich oder 
schriftlich zu beantragen. 

 
(2) Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, min-

destens aber einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf 
liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des 
nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Ist die ab-
flusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und einer 
Warnanlage ausgerüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn 
die abflusslose Grube bis auf 80 % des nutzbaren 
Speichervolumens angefüllt ist. Der Grundstückseigen-
tümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder 
schriftlich zu beantragen.  

 
(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Ent-

sorgungsplans kann die Stadt Lügde den Inhalt der 
Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, wenn 
besondere Umstände eine Entsorgung erfordern oder 
die Voraussetzungen für eine Entsorgung vorliegen und 
ein Antrag auf Entsorgung unterbleibt. 

 
(4) Die Stadt Lügde bestimmt den genauen Zeitpunkt so-

wie die Art und Weise der Entsorgung. 
 
(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentü-

mer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser 
Satzung, die Grundstücksentwässerungsanlage freizu-
legen und die Zufahrt zu gewährleisten.  

 
 

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Ent-

leerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, der 
DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis 
wieder in Betrieb zu nehmen. 

 
(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Ei-

gentum der Stadt Lügde über. Die Stadt Lügde ist nicht 
verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu 
suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegen-
stände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 

 
§ 7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Lügde das 

Vorhandensein von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer 
derartigen Anlage vorhandenen baurechtlichen und 
wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 

dieser Satzung hinaus der Stadt Lügde alle zur Durch-
führung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. 

 
(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so 

sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentü-
mer verpflichtet, die Stadt Lügde unverzüglich schriftlich 
zu benachrichtigen. 

 
§ 8 

Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
und Betretungsrecht 

 
(1) Die Stadt Lügde hat gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 

LWG NRW die Pflicht, den Klärschlamm aus Kleinklär-
anlagen sowie gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWG 
NRW das Abwasser aus abflusslosen Gruben zu ent-
sorgen. Die Stadt Lügde kann hierzu auch Dritte beauf-
tragen (§ 56 Satz 3 WHG). Den Bediensteten sowie 
den Beauftragten der Stadt Lügde ist gemäß § 98 Abs. 
1 LWG NRW zur Prüfung der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Satzung, ungehinderter Zutritt zu den in Fra-
ge kommenden Teilen des Grundstücks und der 
Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die 
Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen von 
der Stadt Lügde ausgestellten Dienstausweis auszu-
weisen. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Be-

fahren seines Grundstücks zum Zwecke der Entsor-
gung gemäß § 98 LWG NRW zu dulden. 

 
§ 9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen, die Schmutzwasser den Grundstück-

sentwässerungsanlagen zuleiten 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionspüfung bei privaten 

Abwasserleitungen, die Schmutzwasser privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, 
abflusslose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbst-
überwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw 
NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß 
den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, 
dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung  
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eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungs-
gemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 
nach § 48 LWG NRW gegenüber der Stadt Lügde. 
 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwas-
serleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige 
gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 

 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich 

oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitungen 
zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder 
mit diesem vermischten Niederschlagswasser ein-
schließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne 
Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 
Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Ab-
wasserleitungen, die der alleinigen Ableitung von Nie-
derschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Ab-
wasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt ei-

ne Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Ab-
wasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den 
§§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 2 SüwVO 
Abw NRW hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. 
nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW der Erbbauberech-
tigte private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 
führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentli-
chen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf de-
ren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. 
Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwas-
serleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 
und Abs. 4 SüwVO Abw NRW. Legt die Stadt Lügde 
darüber hinaus durch gesonderte Satzung gemäß § 46 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so wer-
den die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erb-
bauberechtigten durch die Stadt Lügde hierüber im 
Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Bera-
tungspflicht (§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. 
Das gleiche gilt, wenn die Stadt Lügde Satzungen nach 
altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fort-
führt. 

 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 

Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw NRW gelten die 
DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein 
anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO 
Abw NRW keine abweichenden Regelungen trifft.  

 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Er-

gebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer 
Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in 
§ 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anla-
gen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist 
der Stadt Lügde durch den Grundstückseigentümer o-
der Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 6 SüwVO 
Abw NRW) unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundi-
gen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch 
die Stadt Lügde erfolgen kann.  

 
 
 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 

auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden 
sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner er-
neuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung 
den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderun-
gen entsprochen haben. 

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeit-

punkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von 
den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
kann die Stadt Lügde gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW  nach pflichtgemäßen Ermessen im 
Einzelfall entscheiden. 

 
§ 10 

Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge 

mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer Benut-
zung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Zuwegung. In gleichem Umfang hat er die Stadt Lügde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 

 
(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflich-

tungen aus dieser Satzung nicht oder nicht ausreichend 
nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist 
er zum Ersatz verpflichtet. 

 
(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung we-

gen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durch-
geführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf Schadensersatz oder Ermäßigung der 
Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Gemeinde im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 

 
§ 11 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Für die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsan-

lagen werden Benutzungsgebühren nach Maßgabe des 
KAG NRW und den Bestimmungen dieser Satzungen 
erhoben. 

 
(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte 

Menge des abgefahrenen Grubeninhalts. Zur Abfuhr-
menge gehört auch das für das Absaugen etwa erfor-
derliche Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der 
Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an 
der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeugs. 

 
(3) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abgefahrenen 

Grubeninhaltes zu ermitteln. Der ermittelte Wert soll 
vom Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten 
bestätigt werden. Falls der Grundstückseigentümer sei-
nen Verpflichtungen aus § 6 nicht oder nicht ausrei-
chend nachkommt und sich hieraus Mehraufwendun-
gen ergeben, ist er zum Ersatz der hierdurch bedingten 
Mehrkosten verpflichtet. 

 
§ 12 

Gebührensatz 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen beträgt 64,00 € je Kubikme-
ter abgefahrenen Grubeninhalts. 
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§ 13 

Gebührenpflicht, Veranlagung und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme 

der Einrichtung der Entsorgung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen. 
 

(2) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung 
der jeweiligen Grundstücksentwässerungsanlage Ei-
gentümer des an die Grubenentsorgung angeschlosse-
nen  Grundstücks ist. Mehrere Gebührenpflichtige haf-
ten als Gesamtschuldner.  

 
(3) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Ge-

bührenpflichtigen durch einen Gebührenbescheid be-
kannt gegeben. Die Benutzungsgebühr wird einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
§ 14 

Berechtigte und Verpflichtete 
 
Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentü-
mer ergebenden Rechte und Pflichten geltend entspre-
chend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte 
und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Be-
rechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 er-
gebenden Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich 
zur Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benut-
zer. 
 
Der Grundstückseigentümer wird von seinen Verpflichtun-
gen nicht dadurch befreit, dass neben ihm andere An-
schluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind. Mehre-
re Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 15 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. 
 

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen 
des § 3 entspricht, 

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung an-
schließt oder sie nicht benutzt, 

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den An-
forderungen des § 5 Abs. 1 betreibt und unterhält 
oder einer Aufforderung der Stadt Lügde nach § 5 
Abs. 2 zur Beseitigung der Mängel nicht nach-
kommt, 

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht 
oder nicht rechtzeitig beantragt, 

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht ge-
währleistet, 

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt, 

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 sowie 
§ 8 Abs. 1 nicht nachkommt, 

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt, 
 

 
i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren 

seines Grundstücks nicht duldet. 
j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über 

das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung 
nicht vorlegt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

1.000 € geahndet werden (§ 7 Abs. 2 GO NRW i.V.m § 
17 OWiG). 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2017 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung der Stadt Lügde über die Entsorgung 
des Inhalts von Grundstücksentwässerungsanlagen vom 
24. November 2014 in der zurzeit gültigen Fassung außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Lügde über die Entsor-
gung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 24.November 
2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündigung nicht mehr gelten gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 24. November 2016 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
563 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Schieder-Schwalenberg für das 
Haushaltsjahr 2017 

 
Gemäß § 80 Absatz 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW 
S.666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird bekannt ge-
macht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg für das Haushaltsjahr 2017 mit An-
lagen ab dem 12.12.2016 während der Dienststunden 
(montags bis freitags von 08.00 – 12.00 Uhr sowie don-
nerstags von 14.00 – 17.00 Uhr) im Rat- und Bürgerhaus, 
Domäne 3, Zimmer 24 bis zum Abschluss des Beratungs-
verfahrens im Rat öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt 
wird. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung nebst Anlagen 
können Einwohner und Abgabepflichtige innerhalb einer 
Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Die Einwendungen sind zu richten an: 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
Domäne 3 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat in öffentlicher 
Sitzung. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 28. November 2016 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
564 Bekanntmachung 
 
Lärmaktionspläne gemäß der Richtlinie 2002/49/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 
2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umge-
bungslärm (EU-Umgebungslärmrichtlinie) 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß Artikel 8 Absatz 7 
der Richtlinie 
 
Die Umsetzung der vorgenannten EU-
Umgebungslärmrichtlinie erfolgt durch das Umweltministe-
rium in enger Abstimmung mit dem Verkehrsministerium 
NRW. Die Stadt Schieder-Schwalenberg hat im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit im Oktober 2013 gemäß den Vorgaben 
einen Bericht über die Lärmaktionsplanung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg angefertigt und der zuständigen 
Behörde übermittelt.  
 
 
 
 

 
Wesentlicher Inhalt des Berichtes ist die Feststellung, 
dass eine Erstellung eines Lärmaktionsplanes auf-
grund geringer Betroffenheit nicht erforderlich ist.  
 
Die grundlegenden Mindestkenngrößen, die eine 
Kommune zur Erstellung eines Lärmaktionsplanes 
verpflichten, werden im Stadtgebiet von Schieder-
Schwalenberg nicht erreicht.  
 
Gemäß Artikel 8 Absatz 7 der Richtlinie ist dafür Sorge zu 
tragen, dass die Öffentlichkeit über die getroffenen Ent-
scheidungen unterrichtet wird.  
 
Der Bericht liegt ab sofort in den Amtsräumen der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 2 - Stadtentwicklung 
zu Jedermanns Einsicht aus und kann während der Dienst-
stunden eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Unterrichtung der Öffentlichkeit wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 23.11.2016 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
565 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Durchführung der Brandverhütungsschau 
und sonstiger brandschutztechnischer Leis-
tungen in der Stadt Schieder-Schwalenberg 
vom 24.11.2016 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat aufgrund 
des § 52 Abs. 5 Satz 1 in Verbindung mit § 26 Abs. 2 Satz 
1 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 
2015 (GV. NRW. S. 886), der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f und i der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 
496) und der  §§  1, 2, 4 und 5 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV.NW. S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 08. September 2015 (GV. NRW. S. 666), in 
seiner Sitzung am 24.11.2016 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 

Zweck der Brandverhütungsschau 
 

(1) Die Brandverhütungsschau wird durchgeführt, um prä-
ventiv zu prüfen, ob Gebäude und Einrichtungen, die in 
erhöhtem Maße brand- oder explosionsgefährdet sind 
oder in denen bei Ausbruch eines Brandes oder einer 
Explosion eine große Anzahl von Personen oder erheb-
liche Sachwerte gefährdet sind, den Erfordernissen des 
abwehrenden Brandschutzes entsprechen. 
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(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden 

Brandschutzes dient der Feststellung brandschutztech-
nischer Mängel und Gefahrenquellen, sowie der Anord-
nung von Maßnahmen, die der Entstehung eines Bran-
des oder der Ausbreitung von Feuer und Rauch vor-
beugen und bei einem Brand oder Unglücksfall die Ret-
tung von Menschen und Tieren, den Schutz von Sach-
werten sowie wirksame Löscharbeiten ermöglichen. 

 
§ 2 

 
Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 

 
a) zur Durchführung der Brandverhütungs-schau  im 

Sinne von § 1 einschließlich deren Vor- und Nach-
bereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die 
für die Brandverhütungsschau zuständige Dienst-
stelle an Prüfungen der Bau-aufsichtsbehörde betei-
ligt ist und dabei zugleich eine Brandverhütungs-
schau vornimmt, 

b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-
schau), 

c) im Bereich des vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutzes außerhalb des Baugenehmigungs-
verfahrens, die schriftlich beantragt worden und mit 
der Anfertigung einer gutachterlichen Stellungnah-
me, eines Brandschutz-gutachtens oder eines 
Brandschutz-konzeptes zu einem definierten Objekt 
verbunden sind.  

d) zur Durchführung einer brand-schutztechnischen 
Begehung und deren Vor- und Nachbereitung eines 
Objektes, das nicht der Brandverhütungs-
schaupflicht unterliegt bzw. nicht in der Anlage 2 
enthalten ist, aber von der Betreiberin/Eigentümerin 
oder vom Betreiber/Eigentümer des Objektes 
schriftlich beantragt worden ist. 
 

(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbe-
sondere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von 
Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie 
in eigener Zuständigkeit an der Durchführung der 
Brandverhütungsschauschau teilgenommen haben o-
der nach Durchführung der Brandverhütungsschau tätig 
geworden sind. 

 
§ 3 

 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshand-

lung und nach der Zahl der notwendig eingesetzten 
Dienstkräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die 
Entgelte für in Anspruch genommene Fremdleistungen. 
Bei der Bemessung der Gebühren werden zudem Um-
fang und Schwierigkeitsgrad der Amtshandlungen im 
Einzelfall berücksichtigt. 
 

(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen 
nach den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen 
und Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 
aufgeführten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile 
dieser Satzung. 

 
 
 
 

 
§ 4 

 
Auslagenersatz/Sachkosten 

 
Besondere bare Auslagen und/oder Sachkosten, die im 
Zusammenhang mit der Amtshandlung stehen, sind zu er-
setzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebühr für die 
Amtshandlung besteht. 
 

§ 5 
 

Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 
 
(1) Die zeitliche Folge der Brandver-hütungsschau richtet 

sich bei Objekten, die Gegenstand von Sonderbauver-
ordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, 
nach den entsprechenden baurechtlichen Vorschriften. 
Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau je nach Ge-
fährdungsgrad der in der Anlage 2 aufgeführten Objekte 
in Zeitabständen von längstens sechs Jahren durchzu-
führen. 
 

(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brand-
verhütungsschau, werden diese von der Stadt Schie-
der-Schwalenberg unter Berücksichtigung des Gefähr-
dungsgrades von Objekten nach pflichtgemäßem Er-
messen festgelegt. 

 
§ 6 

 
Gebührenschuldnerin oder Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldnerin oder Gebühren-schuldner ist die 

Eigentümerin, Besitzerin oder der Eigentümer, Besitzer 
oder sonstige Nutzungsberechtigte des der Brand-
verhütungsschau unterworfenen Objekts, sowie diejeni-
ge oder derjenige, die oder der eine Leistung  gem. § 2 
Abs. 1 Buchstabe c) oder d) beantragt. Mehrere Perso-
nen im Sinne des Satzes 1 haften als Gesamtschuld-
ner. 
 

(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
§ 7 

 
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung 

 
(1) Die Gebühr entsteht mit dem Abschluss der Amtshand-

lung. Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie 
ist mit Zugang des Bescheides fällig und innerhalb von 
einem Monat zu entrichten. 
 

(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des 
angegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Här-
te für die Schuldnerin/den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag 
und bei einer Gebührenhöhe von über 700,00 EURO  
gegen Sicherheitsleistung zu gewähren. 
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§ 8 

 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Durchführung der Brandverhütungsschau und sonstiger 
brandschutzrechtlicher Leistungen in der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 24.11.2016  tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Zugleich tritt die 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Durch-
führung der Brandschau in der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 14.11.2012 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungs-beschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 24.11.2016 
 
 
Jörg Bierwirth  
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anlage 1  
 
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Durchführung der Brandverhütungsschau und sonsti-
ger brandschutztechnischer Leistungen in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom 24.11.2016 
 

Gebührensätze 
 

Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau und sonstiger brandschutztechni-
scher Leistungen in der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 
24.11.2016 gelten folgende Sätze: 
 
1. Durchführung einer Brandverhütungsschau oder einer 

Nachschau am Objekt nach Dauer der Amtshandlung je 
angefangene halbe Stunde 34,00 Euro 

 
2. Vorbereitung und / oder Nachbereitung der Brandverhü-

tungsschau entsprechend dem Arbeitsaufwand je ange-
fangene halbe Stunde 34,00 Euro 

 
 
3. Leistungen gem. § 2 Abs. 1 Buchstabe c) 

3.1schriftliche erteilte gutachterliche Stellungnahmen je 
angefangene halbe Stunde 34,00 Euro 

3.2Erstellen eines Brandschutzgutachtens je angefan-
gene halbe Stunde 34,00 Euro 

3.3Erstellen eines Brandschutzkonzeptes je angefan-
gene halbe Stunde 34,00 Euro 

 
4. Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von 

Personen gem.§ 2 Abs. 1 Buchstabe d). 
Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Sätze zu Ziffer 1 u. 2 
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566 Satzung über den Ersatz des Verdienstausfalls 

für die beruflich selbständigen ehrenamtlichen 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 
Schieder-Schwalenberg vom 24.11.2016 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstaben f 
und i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) und 
der §§ 3 Absatz 1 und 21 Absatz 3 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) hat 
der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung 
am 24.11.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Umfang des Verdienstausfalls 
 
(1) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der 

Freiwilligen Feuerwehr Schieder-Schwalenberg erhal-
ten Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die 
Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbil-
dungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstal-
tungen auf Anforderung der Stadt Schieder-
Schwalenberg entstanden ist, soweit der Einsatz wäh-
rend der regelmäßigen Arbeitszeit erfolgt ist. 

 
(2) Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln. 

Entgangener Verdienst aus Nebentätigkeiten und Ver-
dienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit hät-
te erzielt werden können, bleiben außer Betracht. Der 
Verdienstausfall wird für höchstens 10 Stunden am Tag 
gezahlt. 

 
§ 2 Höhe der Entschädigung 

 
(1) Als Entschädigung wird auf Antrag ein Regelstunden-

satz von 30 Euro je angefangene Stunde gewährt, es 
sei denn, daß ersichtlich keine finanziellen Nachteile 
entstanden sind. 

 
(2) Anstelle des Regelstundensatzes ist auf Antrag eine 

Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zahlen, die im 
Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten 
Einkommens nach billigem Ermessen festgesetzt wird. 
Grundlage der Berechnung bildet der Bruttoverdienst.  

 
(3) Der Höchstbetrag der Verdienstausfallpauschale wird 

auf 50 Euro je Stunde festgesetzt. 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Zugleich tritt die Satzung über den Ersatz von Ver-
dienstausfall für die beruflich selbständigen ehrenamtlichen 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Schieder-
Schwalenberg vom 01. März 2000 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 24.11.2016 
 
 
Jörg Bierwirth  
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
567 Satzung zur 7. Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
vom 18. November 2016 

 
Aufgrund des § 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 4, 6, 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 
712) in der derzeit geltenden Fassung sowie der §§ 53 c, 
64 und 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NW) vom 25. Juni 1995 (GV NW S. 926) 
in der derzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt 
Blomberg in seiner Sitzung am 17. November 2016 folgen-
de Satzung zur 7. Änderung der Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Blomberg 
vom 15.12.2005 beschlossen: 
 

Artikel I 
 
1.) Der § 5 der vg. Satzung erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Beitragssatz 

 
(1) Der Anschlussbeitrag für einen Anschluss an die öf-

fentl. Abwasseranlage beträgt je Quadratmeter (m²) 
der durch Aufwendung der Zuschläge nach den $ 4 
Abs. 3 bis 9 ermittelten modifizierten Grundstücks-
fläche (Veranlagungsfläche) 9,50 €.  

 
Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Mög-
lichkeit des Vollanschlusses, so wird ein Teilbetrag 
erhoben. Dieser beträgt 
bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 
     6,50 € 
bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser
     3,00 € 
je m² Veranlagungsfläche. 

 
(2) Entfallen die in Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Be-

schränkungen der Benutzungsmöglichkeit, so ist der 
Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Beitragssatz zu zahlen. 

 
(3) Der nach vorstehender Berechnung ermittelte An-

schlussbeitrag soll für ein Reihenhausgrundstück 
mindestens 3.000,-- € und für ein Wohn-, Ferien- 
und Wochenendhausgrundstück mindestens 4.100,-
- € betragen. Der Anschlussbeitrag soll jedoch nicht 
höher als 
  9.000,-- € für ein 1-geschossig 
11.000,-- € für ein 2-geschossig 
13.000,-- € für ein 3-geschossig 
15.000,-- € für ein 4-geschossig und  
17.000,-- € für ein 5 und höher geschossig 

 
 
zu bebauendes Grundstück sein. 
 
 

 
Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industrie-
gebieten sowie bei Grundstücken, die überwiegend 
gewerblich oder industriell genutzt werden dürfen, 
gelten die vorgenannten Höchstbeträge und die Be-
grenzung der Grundstückstiefe auf 40 m nicht. 

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 7. Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
 

vom 18. November 2016 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 18. November 2016 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
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Landesverband Lippe 
 
568 Einladung 
 
zur 9. Sitzung des Treuhandausschusses in der 16. Wahl-
periode des Landesverbandes Lippe lade ich Sie herzlich 
ein: 
 
Sitzungstermin: Dienstag, den 13. Dezember 

2016 um 14:00 Uhr 
  
Sitzungsort:  Landesverband Lippe 
   Schloss Brake – Sitzungssaal 
   Schlossstr. 18, 32657 Lemgo 
 
TOP 1: Niederschrift über die 8. nichtöffentliche Sitzung 

des Treuhandausschusses   
-in der 16. Wahlperiode der Verbandsversamm-
lung- am 20.09.2016 

  
TOP 2: Anfragen von Mitgliedern des Treuhandausschus-

ses 
 
TOP 3: CHORUS Infrastructure Fund S.A. SICAV-SIF-

Renewables Germany I 
• Neues Projekte „Redekin II“ 

 
TOP 4: Zukunfts- und Pensionsfonds 

• Rückblick 2016 
• Markteinschätzung 2017 
• Strategie von 1st Capital Management 

 
TOP 5:  Beratungsverträge 

• Auftrag gemäß TOP 14 der Verbandsversamm-
lung vom 21.09.2016 

 
TOP 6: Verschiedenes 
 
gez. 
 
 
Antonius Grothe  
2. stellv. Verbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 
 
 
569 Die 18. Sitzung der Verbandsversammlung in 

der 16. Wahlperiode des Landesverbandes 
Lippe 

 
Die 18. Sitzung der Verbandsversammlung in der 16. 
Wahlperiode des Landesverbandes Lippe findet am 
 

Mittwoch, 14.12.2016, 14.30 Uhr 
 
statt. 
 
 Treffpunkt: Windpark Rafelder Berg,   

                            Windrad  WEA 4 

 
Dies ist das erste Windrad, auf das man in 
Richtung Windpark Rafelder Berg zufährt. Das 
Navy kann mit „Rafelder Straße in 32689 Kal-
letal“ programmiert werden. An der Straße be-
finden sich auch Schilder von ENERCON, de-
nen man folgen kann. 
 
Im Anschluss an die Besichtigung wird die 
Verbandsversammlung im Rathaus der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Str. 3, 32689 Kalle-
tal, fortgesetzt. 
 
Die Tagesordnung ist als Anlage beigefügt. 
 

 
Tagesordnung 
 
A. Öffentlicher Teil  

 
 1.   Besichtigung Windpark Rafelder Berg 
  
 2.   Niederschrift über die 17. Sitzung der Verbands-

versammlung - öffentlicher Teil - in der 16. Wahlpe-
riode der Verbandsversammlung am 16.11.2016 

  
 3.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung 
  
 4.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 5.   Überdachung der Waldbühne; technische Planung 
  
 6.   Archäologisches Freilichtmuseum Oerlinghausen 

e.V.; Änderung der Satzung 
 
B. Nichtöffentlicher Teil 
 
 7.   Niederschrift über die 17. Sitzung der Verbands-

versammlung - nichtöffentlicher Teil - in der 16. 
Wahlperiode der Verbandsversammlung am 
16.11.2016 

  
 8.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung 
  
 9.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 10.   Beteiligungsangelegenheit 
  
 11.   Grundstücksangelegenheiten 

12.  
 12.   Pachtangelegenheit 
  
 13.   Beteiligungsangelegenheit 

 
 14.   Kulturangelegenheit 
  
 15.   Aufsichtsangelegenheit 

Kr.Bl.Lippe 12.12.2016 
 


